
Ein zu enges Korsett
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FDP-Erfolg in der Ausländerpolitik
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Straftaten begehen, ausschaffen. Die Aus
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Seit einigen Monaten wird diskutiert, 
wie BoniExzesse in einigen Unter
nehmen wirkungsvoll unterbunden 
werden können und die Aktionäre 
mehr Mitspracherecht erhalten. Die 
FDP unterstützt diese Ziele. Doch ist 
die AbzockerInitiative die richtige 
Lösung? 

Aus liberaler Sicht geht die Initia
tive deutlich zu weit: Sie legt allen bör
senkotierten Unternehmen ein zu en
ges Korsett an und gefährdet damit 
Zehntausende Arbeitsplätze. FDP.Die 
Liberalen arbeitet deshalb intensiv an 
einem direkten und einem in direkten 
Gegenvorschlag mit. In der vergange

nen Frühlingssession befasste sich der 
Nationalrat mit dem Thema.

Im «Schweizer Freisinn» diskutie
ren die FDPFrak tionspräsidentin 
Gabi Huber und der Initiant Thomas 
Minder über die In itiative. 
Seiten 10, 11

Die Aktionäre sollen mehr Einflussmöglichkeiten erhalten. BIlD: EQ
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Aktuell

Managed Care und Spitalfinanzierung

1. Januar 2012 – Tag der Gesundheitsreformen
Dr. med. Ignazio Cassis, 
Nationalrat TI

Der 1. Januar 2012 wird zum Tag der 
Gesundheitsreformen! Im stationären 
Bereich wird endgültig die neue Re
gelung der Spitalfinanzierung in Kraft 
treten und in der ambulanten Behand
lung die Reform der integrierten Ver
sorgung (Managed Care). Die erste 
Reform ist bereits entschieden, die 
zweite sollte das Parlament bis Ende 
2010 verabschieden. So viel Neues im 
Gesundheitsland Schweiz, das gene
rell mit Reformen Mühe hat, ist eine 
wahre Freude.

Jagd der Billigkassen erschwert
Ab 2012 werden alle öffentlichen und 
privaten Spitäler und Kliniken «dual 
fix» finanziert. Das bedeutet, dass 55% 
ihrer Kosten durch kantonale Steuer
gelder und 45% durch die Versiche
rungsprämien gedeckt werden. Das 
heute noch mehrheitlich auf Tagespau

schalen eingestellte Rechnungssystem 
der Spitalleistungen wird auf Fallpau
schalen umgestellt: die sogenannten 
«Swiss DRG». Leistungen sollen somit 
nach Krankheitsbildern unterschiedlich 
verrechnet werden, was die Transpa
renz erhöht. Gleichzeitig wird der Ri
sikoausgleich verbessert und die Jagd 
der Billigkassen nach guten Risiken er
schwert. Kommt auch die Managed
CareVorlage durchs Parlament, ma

chen wir einen zusätzlichen wichtigen 
Schritt hin zu einem gesunden Gesund
heitswesen. Diese Reform wird voraus
sichtlich in der Sommersession vom 
Nationalrat beraten. Bis heute ist keine 
nennenswerte Opposition erkennbar, 
und unser Bundesrat Didier Burkhalter 
unterstützt sie mit grossem Engage
ment. Ihr Hauptziel ist die Verbesse
rung der Behandlungsqualität mittels 
Steuerung des Patienten durch die 
ganze Behandlungskette. Patienten ha
ben zudem finanzielle Anreize, um sich 
in einem integrierten Versorgungsnetz 
betreuen zu lassen: Prämienreduktion 
und maximal 10% Selbstbehalt mit be
scheidenem Höchstbetrag (wahr
scheinlich wie heute 700 Franken).

Eigenverantwortung gestärkt
Ganz im liberalen Sinn werden sie 
nicht zur neuen Versorgungsform ge
zwungen, müssen jedoch Nachteile in 
Kauf nehmen, wenn sie das bisherige 
System beibehalten wollen: höhere 

Prämien, einen Selbstbehalt von 20% 
und einen doppelten Höchstbetrag des 
Selbstbehalts. Ärzte und andere Leis
tungserbringer bekommen medizi
nisch und finanziell mehr Verantwor
tung – Teamarbeit und resultatorien
tierte Betreuung werden sich mehr 
lohnen. Die Versicherer müssen ihre 
Strategien ändern und die optimale 
Versorgung ihrer Versicherten auf die 
Fahne schreiben. 

All diese Reformen haben etwas ge
meinsam: Die Konkurrenz der Leis
tungsanbieter wird gestärkt und die  
Eigenverantwortung aller Akteure  
verstärkt. Ganz im Sinn der Gesund
heitsstrategie der FDP.Die Liberalen 
vom Januar 2010. Ich bin wirklich da
von überzeugt, dass wir am 1. Januar 
2012 an einer Wegmarke stehen und 
endlich einen Schritt in die richtige 
Richtung machen werden!

Das neue Präventionsgesetz – ein liberales Anliegen

Ignazio Cassis

Am 23. Januar haben wir – die FDP.Die Liberalen – 
die Strategie für das «Gesundheitsland Schweiz» ver-
abschiedet. Sie ist eindeutig liberal und stellt Quali-
tät, Wahlfreiheit und Eigenverantwortung im regulier-
ten Wettbewerb in den Mittelpunkt. Elf Forderungen 
über alle wichtigen Bereiche der Gesundheitspolitik 
wurden diskutiert und von der Delegiertenversamm-
lung genehmigt: von der transparenten Information 
über die Behandlungsqualität zur integrierten Versor-
gung, bis hin zur Förderung von eHealth, Monismus, 
Vertragsfreiheit und Prävention.
Beim letzten Punkt, der Prävention, stehen wichtige 
Entscheide an. Die SGK diskutiert ab dem 25. März 
den Entwurf des Präventionsgesetzes. Es geht dabei 
um ein Organisationsgesetz, dass die Steuerung und 
die Koordination im Bereich Prävention und Gesund-
heitsförderung verbessert werden. Ich bin überzeugt, 
dass wir mit Hilfe dieses Gesetzes bewährte Strate-
gien national weiterentwickeln und so auch einen 
wichtigen Beitrag zum Bremsen des Kostenanstiegs 
leisten können. Dieses Gesetz wird nicht zu Mehr-
kosten führen, sondern der Effizienzsteigerung die-
nen.

Bewährt hat sich die Prävention in den letzten Jahr-
zehnten in vielen Bereichen: von der Zahngesundheit 
über die Verhinderung von Strassenunfällen bis zum 
lungenkrebs (Passivrauchgesetz von Felix Gutzwil-
ler) und Brustkrebs (Screening-Programme). Stets 
wurde dabei darauf geschaut, dass unterschiedliche 
Massnahmen sich optimal ergänzen: Erziehung in der 
Schule und Information für die Bevölkerung, verbun-
den mit sinnvollen Bestimmungen wie etwa die Gur-
tentragpflicht oder die 0,5-Promille-limite. Die Kos-
tenwirksamkeit von Präventionsmassnahmen wurde 
in verschiedenen Studien belegt: so zum Beispiel in 
der jüngst veröffentlichten INFRAS-Studie der VIPS 
(Vereinigung Pharmafirmen in der Schweiz). 
Das neue Präventionsgesetz wird dafür sorgen, dass 
Doppelspurigkeiten verschwinden zwischen Bund, 
Kantonen und Gesundheitsligen. Mit gemeinsam er-
arbeiteten nationalen Zielen wird die Grundlage ge-
legt für eine kohärente Strategie und einen effizien-
ten Mitteleinsatz. Die Kantone bleiben die Dreh-
scheibe der Prävention, und die Strukturen werden 
vereinfacht: Anstatt dreier verschiedener Betriebe 
mit je einer Verwaltung, einer Buchhaltung, einer In-

ternetseite usw. (Gesundheitsförderung Schweiz, Ta-
bakpräventionsfonds und die Abteilung Präventions-
massnahmen des BAG) wird nur noch eine Organi-
sation tätig sein mit entsprechenden Effizienz- 
gewinnen.
Mein Fazit: Im Bereich der Prävention liegt ein Po-
tenzial, dessen Nutzung für die Schweiz unverzicht-
bar ist, wenn unser Gesundheitswesen bezahlbar 
bleiben soll. Beim neuen Präventionsgesetz geht es 
um eine bessere Organisation der Prävention und kei-
neswegs um eine Einschränkung der Rechte des Bür-
gers, wie einige befürchten. Die FDP.Die Liberalen 
fordert deshalb, dass bis 2013 ein Organisations-
gesetz zur nationalen Verbesserung der Steuerung, 
der Koordination und der Effizienz verabschiedet 
wird. Gleichzeitig setzt sich unsere Partei gegen neue 
Steuern (z. B. eine Fettsteuer) und Verbote im Ge-
sundheitsbereich sowie für die Stabilisierung der 
staatlichen Ausgaben für Prävention ein.
Ignazio Cassis
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FDP Service public

Aktuell

Bundesratsentscheid zur revision des Bundespersonalgesetzes
Der Bundesrat beschliesst, die Revision des Bundespersonalgesetzes zurückzustellen.  
Die FDP.Die Liberalen Service public nimmt mit Erstaunen von diesem Entscheid Kenntnis.

Beat Schlatter, Präsident a. i.

Aktuelles
Der Bundesrat hat an seiner Sitzung 
vom 12. 3. 2010 beschlossen, die Re
vision des Bundespersonalgesetzes bis 
zur Verabschiedung einer umfassen
den Bundespersonalstrategie zurück
zustellen. 

Im Herbst 2008 hatte der Bundes
rat einen Vorschlag für die Revision 
des Bundespersonalgesetzes in die 
Vernehmlassung gegeben. Der Ent
wurf sah eine Flexibilisierung der Ar
beitsverhältnisse und eine weitere An
näherung des Bundespersonalrechts 
an die Bestimmungen des Obligatio
nenrechts vor. 

Mit diesem Schritt hätte der Bund 
ein modernes und wettbewerbsfähiges 
Arbeitsrecht erhalten, welches auch 
künftigen Anforderungen gerecht ge
worden wäre. 

Eine überwiegende Mehrheit der 
Kantone, Gerichte und Arbeitgeber
vertreter unterstützten diese Stossrich
tung. Ebenso die FDP.Die Liberalen 
Service public. Seitens der linken Per
sonalverbände wurde die Vorlage 
weitgehend abgelehnt. 

Überraschend in diesem Zusam
menhang ist, dass die FDPService
public ihre Stellungnahme über die 
FDP Schweiz eingereicht hat, da sie 
sich an die politischen Prozesse hält, 
weil man nicht in den entsprechenden 
Gremien vertreten ist. Wenn man nun 
den Vernehmlassungsbericht liest, 
stellt man fest, dass nebst allen andern 
sozialistischen Organisationen auch 
eine «SPGruppe Bundespersonal» in 
die Vernehmlassung einbezogen 
wurde, die FDPServicepublic jedoch 
nicht direkt angefragt wurde. In der 
Folge ist es dann auch nicht erstaun
lich, dass unter Abs. 3 Seite 5 Punkt 3 
vermerkt ist: «Alle teilnehmenden 
Personalverbände sind gegen die Vor
lage, da diese einseitig zuungunsten 
der Arbeitnehmenden ausgefallen und 

das Verhandlungsangebot der Sozial
partner nicht genutzt worden sei …» 

Mit Befremden nimmt die FDP
Servicepublic davon Kenntnis, dass 
sie auch einen Teil der politisch inter
essierten Bundesangestellten bei sich 
vereinigt, jedoch im Zusammenhang 
mit der Vernehmlassung niemals zu ei
ner Stellungnahme eingeladen wurde.

Ebenso stellt die FDPServicepu
blic fest, dass aus der Rückstellung re
sultiert, dass sich der Bund als moder
ner Arbeitgeber weiterhin nicht posi
tionieren will.

Vergangenes
Am 10. Februar fand ein Vortrag mit 
dem Vizepräsidenten des Bundesver
waltungsgerichtes, Herrn Markus 
Metz, statt. Herr Metz verstand es mit 
seinen ruhigen, sachlichen und sehr 
kompetenten Informationen, das Pub
likum in seinen Bann zu nehmen und 
uns die spannende Tätigkeit des Bun
desverwaltungsgerichtes näherzubrin
gen. 

Am 16. März wurde der jährlich 
von der FDPBundeshausfraktion or
ganisierte Fraktionsapéro durchge
führt. In der Person von Korpskom
mandant André Blattmann, Chef der 
Armee, konnten wir frühzeitig einen 
Referenten gewinnen, welcher es her
vorragend verstand, die Problematiken 
und Schwierigkeiten der Armee zu er
läutern. Aufgrund vorgängiger Presse

Veranstaltungskalender 2010

27. Mai 2010

Besuch Kanton Solothurn
17.30 Uhr Besichtigung der Stadt Solothurn auf der Aare: Aarefahrt
18.30 Uhr Begrüssung durch den Stadtpräsidenten Kurt Fluri
anschliessend: Apéro
anschliessend: fakultatives Nachtessen

14. Juni 2010

Referat Adelheid BürgiSchmelz IMF
18.30 Uhr Besuch Medienzentrum Bern
19.00 Uhr Vortrag IMF
anschliessend: Apéro

25. August 2010

BocciaAnlass mit Nachtessen
18.00 Uhr Bocciaspiel
19.30 Uhr Nachtessen

8. September 2010

Referat Direktor BIT Marius Redli
Ort: Zunfthaus zur Webern
18.30 Uhr Referat 
anschliessend: Apéro 

4. November

Generalversammlung vom 4. November 2010
FDP.Die Liberalen Öffentlicher Dienst
18.00 Uhr GV
19.00 Uhr Apéro
Ort: Zunfthaus zur Webern

Beat Schlatter

Internet: www.fdp-od.ch

Möchten Sie Mitglied werden?
Arbeiten Sie im öffentlichen Dienst? Sind Sie liberal denkend? Sind Sie 
eventuell sogar in einer FDPOrtspartei? Sind Sie an einer Mitgliedschaft 
interessiert? 

Rufen Sie Herrn Beat H. Schlatter (079 582 39 20) an oder finden Sie 
unter www.fdpod.ch das entsprechende Anmeldeformular.

präsenz konnte der Anlass an Aktuali
tät kaum mehr überboten werden. Dies 
zeigte auch der grosse Aufmarsch von 

Mitgliedern der FDPServicepublic 
und von eidgenössischen Parlamenta
riern.
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FDP International

www.fdp-international.com

Schritt in die zukunft
Die FDP International überarbeitet ihre Website. Das Ziel ist klar: gute und wertvolle Informationen 
zur Verfügung stellen. Ausserdem soll der Austausch zwischen den Mitgliedern gefördert werden.

Nachdem die FDP.Die Liberalen 
Schweiz ihr neues Webkonzept vorge
stellt hat, arbeitet die FDP Internatio
nal daran, dieses für ihren eigenen 
Webauftritt zu übernehmen und anzu
passen. Dabei sollen die spezifischen 
Informationsbedürfnisse der Ausland
schweizer im Vordergrund stehen. 
Aber auch die neuen Möglichkeiten 
bezüglich Web 2.0 werden in Zukunft 
berücksichtigt.

Web 2.0
Das Ziel des neuen Webauftritts ist, 
den Auslandschweizern einen mög
lichst guten Überblick über die für sie 
relevanten Themen zu geben. Dazu 
werden in erster Linie politische In
formationen und Medienmitteilungen 
auf der neuen Website verfügbar sein. 
Mit einem prominent placierten News
ticker können sie sofort das für die 
Auslandschweizer aktuellste und rele
vanteste Politthema erfahren. Vorstö
sse unserer Parteiexponenten werden 
dabei genauso berücksichtigt wie 
Communiqués der Mutterpartei. Wei
ter bietet die Website eine Vielzahl von 

wichtigen Tipps für Auslandschweizer 
– besonders stimm und wahlrechtli
che Fragen sollen besser erklärt wer
den, damit die Auslandschweizer ihre 
Rechte auch in Anspruch nehmen kön
nen.

Eine Besonderheit der neuen Web
site bietet die direkte Einbindung von 
Web2.0Anwendungen. Damit soll 
die Verbindung und Kommunikation 
zwischen den Mitgliedern untereinan
der und der Schweiz nachhaltig ver
bessert werden. Der für die Partei zen
trale Austausch zwischen den Mitglie
dern wird so in Zukunft einfacher und 
schneller funktionieren können. 

Gestalten Sie mit
Der Vorstand der FDP International ar
beitet im Moment aktiv am Detailkon
zept, um das Ziel möglichst rasch zu 
erreichen. So müssen die genauen In
halte definiert und die entsprechenden 
Informationen aufbereitet werden. So
bald der neue Webauftritt der FDP 
Schweiz steht, wird dann auch die 
FDP International mit dem Aufbau der 
neuen Website beginnen können. So 

Ihre Ansprechpartner im Vorstand:
Annette Schömmel, Präsidentin, Rüschlikon neu  
annette.schoemmel@arthesia.com

Helen Freiermuth, Jinan/Chinaneu neu  
HelenFreiermuth@aol.com

François Baur, Basel und Brüssel neu  
francois.baur@economiesuisse.ch

Rudolf Wyder, Bern bisher  
wyder@aso.ch

Stefan Brupbacher, FDP-Generalsekretär bisher  
brupbacher@fdp.ch

Mitglieder des Parlamentarierbeirats:  
Peter Briner, Ständerat Schaffhausen  
Martine Brunschwig Graf, Nationalrätin Genf  
Corina Eichenberger, Nationalrätin Aargau  
Doris Fiala, Nationalrätin Zürich  
Christa Markwalder, Nationalrätin Bern

hat sich der Vorstand das Ziel gesetzt, 
im Sommer mit der neuen Seite online 
zu sein. Dann wird die FDP Interna
tional auch über Facebook direkt mit 
ihren Mitgliedern verbunden sein.

Aber auch Sie haben die Möglich
keit, aktiv mitzugestalten: Falls Sie 
selbst Ideen bezüglich der Inhalte ha
ben, schreiben Sie uns eine EMail an 
lanz@fdp.ch. 

Stockholm BIlD: AuSTROPHOTO Frankfurt BIlD: SEPP SPIEGl
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Aus den Kantonen

Volksinitiative ladenöffnungszeiten im Kanton Zürich

Damit der Kunde wirklich König ist! 
Die FDP will die staatliche Büro-
kratieflut bekämpfen. Unter dem 
Motto «Bürokratieabbau JETZT!» 
steht auch die Volksinitiative  
«Der Kunde ist König». Sie ver-
langt die Liberalisierung der La-
denöffnungszeiten im Kanton  
Zürich. 

Die Erfahrungen der Geschäfte in 
Flughäfen, Bahnhöfen und an Tank
stellen zeigen, dass auch nach Feier
abend und an Sonntagen ein sehr gros
ses Kundenbedürfnis besteht. Die  
Arbeits, Lebens und Konsumge
wohnheiten haben sich in den letzten 

Jahren drastisch verändert. Viele Kon
sumenten möchten heute frei entschei
den, wann sie einkaufen: Am Abend 
nach der Arbeit, in der Nacht nach dem 
Kino oder Theaterbesuch, frühmor
gens nach dem Ausgang oder am 
Sonntag. 

Widersinnige Regelung
Doch der Staat verbietet es heute den 
«normalen» Geschäften, für die of
fensichtliche Nachfrage auch das ent
sprechende Angebot bereitzuhalten. 
Auch dass Touristen aus aller Welt 
sonntags vor den Schaufenstern ge
schlossener Geschäfte stehen, ist wi

dersinnig. All dies ist die Folge un
nötiger staatlicher Regulierung. Die
sen Missstand will die FDP Kanton 
Zürich mit ihrer Initiative «Der 
Kunde ist König» beheben. Die kan
tonale Volksinitiative verlangt eine 
weitgehende Liberalisierung der La
denöffnungszeiten im Kanton Zürich. 
Natürlich geht es nicht darum, dass 
alle Läden im Kanton geöffnet haben 
müssen – sondern darum, dass es den 
Geschäftsinhabern freistehen soll, 
selbst über die Öffnungszeiten zu ent
scheiden. Wir wollen, dass der Markt 
die Öffnungszeiten regelt und nicht 
der Staat. 

Gericht legt Verkaufssortiment fest
Folge der unsinnigen Regulierung ist 
der Entscheid des Bundesverwal
tungsgerichtes, dass Tankstellenshops 
von ein bis fünf Uhr nachts nur ein be
schränktes Angebot verkaufen dürfen. 
Solche unsinnige Verbote gilt es mit 
einer Gesetzesänderung zu beseitigen. 
Die Unterschriftensammlung gegen 
diese unsinnige Bürokratie läuft er
folgreich.

Kanton luzern

Ortsparteipräsidenten-Konferenz vom 25. März 2010 in nottwil
Am 25. März 2010 konnten fast 70 
Ortsparteivertreter im Restaurant 
Krone in Nottwil begrüsst werden. Pe
ter Schilliger (Präsident FDP.Die Li-
beralen Luzern) informierte in seiner 
Standortbestimmung ausführlich über 
die wichtigsten Themen. Im Mittel
punkt stand die Finanzmarktstrategie 
der FDP. Anschliessend informierte 
Fulvio Pelli (Präsident der FDP.Die 
Liberalen) in einem kurzweiligen Re
ferat über aktuelle politische Themen 
und machte einen Ausblick auf die 
Wahlen 2011. Im Anschluss beantwor
tete er offen und ausführlich die zahl
reichen Fragen.

Parteipräsident Peter Schilliger und 
Geschäftsführer Sascha Kretz infor
mierten die Ortsparteipräsidenten über 
den Stand der Wahlkampfvorbereitun
gen. Albert Vitali (Fraktionschef der 
FDP.Die Liberalen Luzern) ging in 
seinem Referat auf die Staatsrechnung 
2009 und das Entlastungspaket 2011 
ein. 

Nach einer abwechslungsreichen 
Konferenz wurden die Ortsparteiver
treter zu einem feinen Apéro eingela
den. Hier konnten die interessanten 
Gespräche weitergeführt und vertieft 
werden.

Impressionen von der Ortsparteipräsidenten-Konferenz
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Postpolitik

wettbewerb und Service public
Der Bundesrat hat am 20. Mai 2009 die Botschaft für ein neues Postgesetz (09.049) zuhanden des 
Parlamentes verabschiedet. Der wichtigste Punkt in dem neuen Gesetz ist die vollständige Marktöff-
nung, d. h. die Abschaffung des heute noch bestehenden Briefmonopols der Schweizerischen Post. 
Die Beratung der beiden Gesetzesvorlagen wird im Mai 2010 wieder aufgenommen werden. 

Schweizerischen Post. Es zeigt sich, 
dass das dichte Poststellennetz der 
Post – schweizweit sind es ca. 2500 
Poststellen – ein immenser Standort
vorteil gegenüber privaten Anbietern 
ist. Mit der Marktöffnung sind sämtli
che Postanbieter generell kunden
freundlicher geworden: Vereinzelte 
Postfilialen der Schweizerischen Post 
sind beispielsweise auch am Wochen
ende bis spätabends geöffnet; dies 
trifft auch bei einigen Annahmestellen 
von DHL und DPD zu.

Dieses Beispiel zeigt, dass die 
Marktöffnung und die Aufhebung des 
Monopols die Grundversorgung und 
schliesslich die Existenz der Post, in
klusive ihrer Arbeitsplätze, nicht ge
fährden. Wer behauptet, die Aufhe
bung des Monopols gefährde die 
Grundversorgung, spricht nicht vom 

Service public, sondern meint Protek
tionismus. Mehr Freiheiten für die 
Post sind aber nicht zum Nulltarif zu 
haben. Im Inter esse der Volkswirt
schaft ist für mich klar und logisch, 
dass Marktöffnung und Freiheiten für 
den ExMonopolisten Hand in Hand 
kommen müssen. Das heisst unter an
derem, dass die Infrastruktur der Post 
gegen Entgelt auch von den Wettbe
werbern der Post genutzt werden 
kann. Ich bin überzeugt, dass wir ge
nügend Instrumente haben, um in ei
nem regulierten Markt die Bedienung 
aller Regionen und Zielgruppen mit 
Infrastrukturdiensten zu sichern. Und 
dass der Markt und der «Wettbewerb 
der Ideen» dazu führen werden, dass 
die Grundversorgung noch besser wer
den kann.

Nationalrat Markus Hutter (ZH), 
Vizepräsident FDP.Die Liberalen

Ein Grund für das zögerliche Vorge
hen ist die Sorge um den Service pu
blic. Abgelegene Regionen, wo die 
Kosten der Zustellung höher sind, sol
len nicht benachteiligt werden.

Vor diesem Hintergrund wird sich 
die FDPDeputation bei den Beratun
gen zum Postgesetz dafür einsetzen, 
dass von der Liberalisierung des 
Schweizer Postmarkts Konsumenten 
und Unternehmer profitieren durch 
besseren Service bei der Grundversor
gung, hochwertige Produkte und ge
ringere Preise. 

Unser Ziel ist es, mit dem neuen 
Postgesetz neue Freiheiten zu schaf
fen – für die Post und die neuen Wett
bewerber. Heute sind wir alle noch ge
fangen im Monopol. 
–  Der Kunde, der am Samstagmittag 

vor der geschlossenen Poststelle 
steht und seinen APostBrief im 
Sonderformat für den Geburtstag 
der Schwiegermutter am Montag 
nicht mehr loswird. 

–  Die Konkurrenten, die gerne den 
Brief annehmen würden, ihn aber 
gar nicht annehmen dürfen wegen 
des Monopols. 

–  Und schliesslich die Post, die we
gen der Auflagen der Politik ihre 
Poststellen nicht so organisieren 
kann, wie sie es gerne möchte. 
Vor diesem Hintergrund liegt die 

Vermutung eigentlich nahe, dass alle 
Akteure mehr Freiheit wollen: 
–  Die Post möchte gerne ihr Angebot 

wirtschaftlicher ausgestalten, ohne 
lästige Auflagen der Politik.

–  In und ausländische Investoren 
möchten mit attraktiven Produkten 
und Dienstleistungen in einen 
neuen Markt einsteigen.

–  Die Konsumenten erträumen sich 
viele Anbieter mit grosser Auswahl, 

langen Öffnungszeiten auch am 
Samstag und günstigen Preisen; 
noch dazu postalische Angebote, 
die überall und in guter Qualität ver
fügbar sind. 
Wenn jeder von solchen Freiheiten 

träumt, spricht eigentlich nichts dage
gen, das Monopol aufzuheben. Dafür 
sprechen auch die Erfahrungen: Seit 
der Paketmarkt in der Schweiz 2004 
vollständig liberalisiert worden ist, 
bieten verschiedene Postunternehmen 
ihrer Kundschaft einen spezifischen 
Paketservice an. Die Konsumenten ha
ben im liberalisierten Paketmarkt die 
Möglichkeit, von verschiedenen An
geboten zu profitieren. Doch obwohl 
private Postanbieter teilweise günsti
gere Konditionen anbieten, orientie
ren sich die meisten Konsumentinnen 
und Konsumenten nach wie vor an der 

Die Post mit neuen Freiheiten auf die Zukunft vorbereiten. BIlD: KEySTONE
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Gespräch mit Fred Gaegauf

wir sind auch ein Produktionswerkplatz!
Fred W. Gaegauf ist Geschäftsführer der Fritz Studer AG aus Steffisburg. Die Firma produziert 
Schleifmaschinen in Thun. Mit dem «Freisinn» unterhielt er sich über den Werkplatz Schweiz.

Herr Gaegauf, die Studer AG ist in 
Steffisburg beheimatet. Wie ist die re-
gionale Verankerung der Firma? 
Welche Bedeutung hat dieser Stand-
ort, was sind seine Vorteile und 
Nachteile?
Nach wie vor beschäftigen wir etliche 
Lieferanten aus der näheren Umge
bung, nicht nur zur Herstellung von 
Maschinenbauteilen, sondern auch für 
«Brot und Wurst». Bei uns finden un
zählige Schulungen mit Kunden aus 
aller Welt statt. Zum Beispiel lebt der 
«ViktorinoxLaden» in Thun zu einem 
guten Teil von unseren chinesischen 
Besuchern. 

Mit über 700 Mitarbeitern gehören 
wir zu den grossen Arbeitgebern im 
Berner Oberland.

Der Standort zeichnet sind durch 
solides und präzises Handwerk aus. In 
der Kombination mit cleveren Produk
tionsmethoden liegen wir bei den Her
stellkosten auf einem sehr guten Ni
veau – einiges besser als in Deutsch
land. Infolge unseres positiven Re
nommees beschäftigen wir die Besten 
der Region. 

Nachteil: sicher die verkehrstechni
sche Anbindung an die Welt. Der Flug
hafen BernBelp ist ja toll in Bezug 
auf einfaches Einchecken, wenn man 

dann aber drei Stunden warten muss, 
wegen Nebel in München und weil der 
Turboprop 300 Meter Sicht zum Lan
den braucht, macht’s auch keinen 
Spass mehr. 

Wie kann Ihnen die Politik entgegen-
kommen?
Indem sie uns nicht im Weg steht! Der 
bereits zum Unwort verkommene Be
griff «Rahmenbedingungen» ist ein 
Thema. Die äusserst kurzen An
sprechwege und raschen Entschei
dungen bei der Behandlung von Kurz
arbeitsbewilligungen haben für uns 
den Kanton Bern in ein äusserst posi
tives Licht gestellt. 

Ausbildung – vielleicht das wesent
lichste Thema, hier kann die Politik 
die Grundlagen und Rahmenbedin
gungen positiv und sehr nachhaltig be
einflussen.

Haben Sie Probleme, geeignetes Per-
sonal zu finden? 
Ja. Das Einzugsgebiet hat sich zwar 
seit der Fertigstellung des Lötschberg
basistunnels für Pendler aus dem Wal
lis etwas erweitert, aber «aareauf
wärts» zum Arbeiten gehen liegt nicht 
im Trend. 

Was unternehmen Sie dagegen?
Wir bilden selber aus! Im Schnitt be
schäftigen wir zwischen 70 und 75 
Lernende, schicken sie teilweise auch 
auf Auslandeinsätze in die USA und 
nach China. Ansonsten zehren wir von 
der Personenfreizügigkeit. Maschinen
ingenieure gehörten eigentlich in der 
Schweiz vom WWF geschützt!

Kampf um mehr Marktanteil
Was sind für Sie die grössten Her-
ausforderungen?
Produktemässig sind wir sehr gut auf
gestellt, unsere Strukturen stimmen, 
wir sind der Marktleader, gelten als 
Trendsetter und sind damit die Besten.
Wir haben das Krisentief durchschrit
ten, der Auftragseingang bewegt sich 

seitwärts. Wir kämpfen um mehr 
Marktanteil, im Fokus liegt der poten
zielle Kunde. 

Bei 95% ausländischem Umsatz 
hilft uns die heutige Wechselkursrela
tion überhaupt nicht! 

Wie begegnen Sie diesen Herausfor-
derungen?
Mit harter Arbeit. Wir sind keine Ban
ker, wir produzieren Investitionsgüter. 
In meiner Überheblichkeit habe ich 
vorhin gesagt, wir seien die Besten. 
Das ist kein Witz! 

Sich im Markt behaupten zu kön
nen, beginnt im Kopf. Wie beim Ten

Fred Gaegauf
56½jährig 
Dipl. Ing. (fh) und Nachdiplom
studium zum Dipl. Wirt.Ing. 
(HSG) 

Funktionen in Verbänden: 
–  Präsident der regionalen Wirt

schaftskoordination Thun 
–  im Vorstand AGV Wirtschafts

raum Thun und Berner Ober
land 

–  im Komitee Werkzeugmaschi
nen und Fertigungstechnik des 
swissmem und CHDelegier
ter im europäischen Dachver
band der WZMIndustrie ce
cimo

–  FDPMitglied

Für die Schweizer Industrieunternehmen sind gute Rahmenbedingungen zentral.  
 BIlD: KEySTONE
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Verantwortung für die Energiezukunft
gemeinsam übernehmen. Sie. Wir. Als Partner.

Wir gestalten die
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Schweiz. Zusammen
mit Ihnen. Alpiq, Ihr
Partner für Energie
und Energieservice.

www.alpiq.com

Anzeige

nis, gewinnen kann man nur durch Überzeugung. 
Überzeugung in der Leistung und der Qualität des 
Gesamtproduktes. Asien ist mittlerweile mit fast 
50% unseres Volumens der Hauptmarkt. Die Leute 
kaufen innovative Produkte ohne Schnickschnack 
zum vernünftigen Preis, wir nennen es das MidSeg
ment. In diesem MidSegment tummeln sich etliche 
Wettbewerber, die Erfahrung mitzumischen stärkt.

Was muss sich ändern?
Jammern hilft wenig! Es gibt Dinge, die können wir 
schlichtweg nicht direkt beeinflussen. Was wollen 
wir bezüglich der Währung tun? Oder sind/waren 
wir in der Lage, die Finanzkrise blitzartig zu stop
pen?

Was wir tun können, ist, kreativ die verbliebenen 
Märkte zu bearbeiten, da hilft uns kein Staat. Klar, 
Freihandelsabkommen sind eine wesentliche Hilfe, 
gute Beziehungen der Schweiz zur Welt sind för
dernd, aber am Schluss müssen Sie als Unterneh
men überzeugen.

Was sind Ihrer Meinung nach die grössten Vorteile 
des Werkplatzes Schweiz?
Swissness. Qualität, Vertrauen. 

Wir können mit unseren Mitarbeitern Dinge be
wegen, da träumen befreundete Firmen im Ausland 
nur davon. Wir müssen uns aber eines bewusst sein: 
Wenn Sie junge Leute in Asien beobachten, wie die 
lernbegierig Dinge in sich «aufsaugen», müssen wir 
besorgt sein, nicht «fett» zu werden. Unser Wohl
stand kommt uns da und dort etwas in die Quere. 

Produktionsstandort Schweiz. Ich widerspreche 
allen, die behaupten, in der Schweiz nicht mehr kos
tengerecht produzieren zu können. Wir haben Er
fahrung in Osteuropa und China und können 1:1 ver
gleichen. In der Schweiz muss man halt nur etwas 
cleverer an die Sache, Gesamtprozesse durchleuch
ten und verändern, dann funktioniert’s.

Rohstoff Ausbildung
Wo liegen die Nachteile?
Ich kann es halt auch nicht lassen: Wir bezahlen zu 
viel Steuern, insbesondere natürlich im Kanton 
Bern. Wir haben da verflixt viel Staat. Klar, im Ver
gleich zu unseren Nachbarländern liegen wir gut, 
aber eben …

Was mich aber viel mehr stört, ist die grosse «Un
fähigkeit», gute Ideen wirtschaftlich umzusetzen. 
Da werden Themen an Hochschulen und EMPA her

getüftelt, am Schluss fehlt es an der wirtschaftlichen 
Umsetzung in der Schweiz, und irgendein Auslän
der macht dann etwas Gescheites damit und bringt 
es zum Erfolg. Wieso bauen wir den Smart bei 
Daimler? Wieso sind Chevrolet und viele andere 
ausgewandert? Wieso bauen wir keine Düsenflug
zeuge? Wieso wussten wir mit Flüssigkristallanzei
gen nichts anzufangen?

Wo liegen die Chancen für den Werkplatz?
Engagement, Ideen unbeirrt umsetzen oder besser: 
durchsetzen.

Wir sind auch ein Produktionswerkplatz! Und 
auch Dienstleistung gehört dazu; wir reden ja im
mer von einem Gesamtprodukt. Unser Unternehmen 
gilt als Lösungsfinder und ist eine Versicherungsge
sellschaft, per Zufall haben wir dann auch die rich
tige Maschine anzubieten. Wir sichern dem Kunden 
einen möglichst sorgenlosen und professionellen 
Betrieb zu.

Der Rohstoff Ausbildung – und damit schliesst 
sich der Kreis zur Politik – ist unser oberstes Gut. 
Daran müssen wir arbeiten, akzeptieren, dass es Ka
tegorien in der Leistungsfähigkeit der Schüler gibt. 
Die Guten fördern, fordern, leistungsbezogen!



10 Nr. 2/2010

Brennpunkt

Aktienrecht

Das ringen um die «Abzocker-initiative»
Die Volksinitiative «gegen die Abzockerei» ist heftig umstritten. In der Frühlingsversion formulierte 
der Nationalrat einen Gegenvorschlag. FDP-Fraktionspräsidentin Gabi Huber und der Initiant Tho-
mas Minder im Streitgespräch.

men, Herr Minder: Die GV soll über 
die Gesamtsumme der Geschäftslei
tungsvergütung abstimmen, wenn das 
die Statuten vorsehen – wenn das die 
Aktionäre also wollen. 

Umstrittener Gegenvorschlag
Was halten Sie denn vom direkten 
Gegenvorschlag, wie ihn der Natio-
nalrat in der Frühlingssession verab-
schiedet hat?
G. Huber: Wir haben ja die Eini
gungslösung Blocher/Minder mit 
der SVP diskutiert und es im Sinne 
von Herrn Minder unterstützt, dass 
man einen Lösungsweg über die Ge
setzesebene mit einem indirekten 
Gegenvorschlag sucht. Ich weiss al
lerdings nicht, ob Herrn Minder be
kannt ist, wie viel Entgegenkommen 
uns von der SVP zugesichert wurde. 
Aber die Mehrheit im Parlament 
lehnte dies ab, und wir wollten im
mer, selbst bei dieser Gesetzeslö
sung, noch ein Pfand in den Händen 
halten. Also den direkten Gegenvor
schlag, der das Anliegen der Abstim
mung über das Vergütungssystem 
aufnimmt und auch die Generalver
sammlung der Aktionäre verbindlich 
darüber abstimmen lässt. Das ist 
auch im Parlament durchgekommen. 

Ich glaube, dort bringt eine Abstim
mung am meisten. 

Herr Minder, was ist Ihre Haltung 
zum direkten Gegenvorschlag? 
T. Minder: Schwamm. Unbrauchbar. 
Er gehört in den Kehricht. Es bringt 
überhaupt nichts, die Kompetenzen 
über die Vergütungssumme dem Eig
ner zu übertragen an der Generalver
sammlung, wenn die Hintertüren 
sperrangelweit offen sind. Das haben 
wir Mitte März wieder eins zu eins 
miterlebt: Kurer 3,3 Millionen, Roh
ner 1,2 Millionen über die Rente. Die 
Tür ist sperrangelweit offen. Jede Un
ternehmung kann das Operative, die 
Geschäftsleitung an eine andere Ge
sellschaft übertragen. Es braucht 
50 000 Schweizer Franken, und die 
Novartis delegiert die Geschäftslei
tung mit der ganzen Lohnsumme an 
eine andere Aktiengesellschaft, wel
che nicht börsenkotiert ist. Es ist so 
einfach, diese Vergütungssumme an 
der DV zu umgehen. Darum hat die 
Initiative 24 Forderungen, und deshalb 
ist sie so verdammt gut und bringt halb 
Bundesbern um den Schlaf: Weil die 
Hintertüren geschlossen sind.
G. Huber: Abgangsentschädigung 
und Vorausvergütungen werden mit 

Herr Minder, weshalb braucht es 
Ihre Initiative?
Thomas Minder: Die Exzesse sind 
überbordet. Vor einigen Jahren fing es 
mit dem SwissairGrounding an, und 
gerade diese Woche wurde wieder be
stätigt: Es ist null Einsicht da auf ge
wissen Führungsetagen auf Stufe Ver
waltungsrat und Geschäftsleitung. Die 
letzten Jahre brachten eine Hochkon
junktur der Abzockerei. 

Frau Huber, auch die FDP will Boni-
Exzesse stoppen. Warum lehnt sie die 
Initiative trotzdem ab?
Gabi Huber: Die Initiative schiesst 
über das Ziel hinaus. Sie nimmt ein 
berechtigtes Anliegen auf: Sie will  
Exzesse verhindern. Das wollen wir 
auch. Aber die dazu vorgeschlagenen 
Mittel gehen zu weit. Inhaltlich geht 
es bei der Initiative um Abstimmun
gen zu Entschädigungen sowie um 
Einschränkungen, Verbote und Straf
bestimmungen für Unternehmungen, 
die zu weit gehen. Deshalb lehnen wir 
die Initiative ab.

Die Bestimmungen gingen zu weit, 
die Unternehmen würden zu stark 
eingeschränkt, die Initiative gefährde 
Arbeitsplätze: Was sagen Sie zu die-
ser Kritik, Herr Minder?
T. Minder: Wenn man keine Argu
mente mehr hat, dann droht man. Das 
Gegenteil ist der Fall: In allen Ländern 
entscheidet der Eigner über die Stand
orte der Unternehmen. Die gehen dort
hin, wo sie am meisten Mitsprache
recht haben. Das wird in Zukunft die 
Schweiz sein. Es ist also geradewegs 
ein Standortvorteil, wenn das Eigen
tum geschützt wird, das ist Aufgabe 
des Staates. Und der zweite Punkt: Der 
Eigner will möglichst viel Mitsprache 
haben bei seinem Eigentum. Das 
heisst, es kommen sogar neue Unter
nehmungen in die Schweiz.
G. Huber: Die Stärkung der Aktio
närsrechte ist ein berechtigtes Anlie

gen. Aber man muss sehen: Die Ak
tionärsdemokratie ist keine Kopfde
mokratie wie im Staat, sondern eine 
Kapitaldemokratie. Man vergisst oft, 
dass nicht immer alle Aktionäre an der 
Generalversammlung teilnehmen, 
sondern sehr viel Stimmkraft im Aus
land angesiedelt ist. Jene, die an der 
GV anwesend sind, haben dann nicht 
unbedingt das volle Sagen. Wir kön
nen uns nun also in der Schweiz zu 
Tode regulieren – das nützt aber nicht 
viel, sondern es ist sogar standortschä
digend. 

Eine Verwischung  
der Kompetenzen?
Gemäss Ihrer Initiative, Herr Min-
der, soll die Generalversammlung 
ziemlich stark auch ins operative Ge-
schäft eingreifen. Sehen Sie da keine 
Schwierigkeiten? Möchten Sie noch 
Verwaltungsrat oder Geschäftslei-
tungsmitglied einer solchen Firma 
sein?
T. Minder: Relevant ist nicht, wo die 
Kompetenz heute ist. Wichtig ist, wo 
sie morgen ist. Wir haben jetzt schon 
sehr viele exekutive Verwaltungsräte 
wie Vasella, wie Ospel, die ganz stark 
ins Operative eingreifen. Und wir ha
ben noch immer verschiedene Doppel
mandate. Brabeck und Vasella haben 
es abgelegt. Affentranger hat es immer 
noch, Hummler wird es ablegen oder 
hat es schon abgelegt. Man kann sich 
eben nicht selber kontrollieren. Es ist 
jetzt besser geworden, ja. Aber wo die 
Kompetenzen sind, legt der Souverän 
fest, der Aktionär. Das ist nicht in Stein 
gemeisselt. 

Frau Huber, die FDP sagt: Die Initi-
ative führt zur Verwischung von 
Kompetenzen.
G. Huber: Die Geschäftsleitung wird 
vom Verwaltungsrat angestellt und 
soll auch von ihm salariert werden. 
Aber hier sind wir Ihnen beim direk
ten Gegenvorschlag entgegengekom

Die Position der FDP
Der Vorstand und die BundeshausFraktion der FDP.Die Liberalen leh
nen die Initiative klar ab. Aus Sicht der Parteigremien müssen BoniEx
zesse zukünftig verhindert werden. Lösungen dürfen jedoch nicht die Wirt
schaft abwürgen, den Standort Schweiz schädigen und damit tausende Ar
beitsplätze gefährden. Die Initiative behandelt alle börsenkotierten 
Unternehmen gleich und legt ihnen ein viel zu enges Korsett um. 

Die FDP unterstützte deshalb eine Revision des Aktienrechts – denn 
detaillierte Regelungen gehören grundsätzlich nicht in die Verfassung. Um 
bei einer Abstimmung zur MinderInitiative dem Volk einen besseren Vor
schlag zu unterbreiten, arbeitete die FDPLiberale Fraktion am direkten 
Gegenvorschlag mit. Der Nationalrat erarbeitete eine Version, die aus FDP
Sicht in eine richtige Richtung geht, aber noch Mängel aufweist. In der 
Sommersession behandelt der Ständerat das Thema. Über die MinderIn
itiative stimmt das Volk frühestens im November 2010 ab.
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dem direkten Gegenvorschlag grund
sätzlich untersagt. Und wenn es Aus
nahmen gäbe, müssten die Kriterien 
ganz klar im Vergütungsreglement 
festgehalten werden. Dann können die 
Aktionäre Ja oder Nein sagen. 
T. Minder: Grundsätzlich heisst nicht 
verboten, Frau Huber. Grundsätzlich 
heisst: Kann erlaubt sein. Es gibt keine 
plausible Erklärung, warum man Vor
auszahlungen und Abgangsentschädi
gungen bewilligen soll. Sie stehen dia
metral gegen das Element Leistung, 
nachdem gerade die Bürgerlichen jah
relang betont haben, die Löhne seien 
leistungsorientiert. Vorauszahlungen 
und Abgangsentschädigungen haben 
null und nichts mit Leistung zu tun.
G. Huber: Vom Passus «grundsätz
lich» hat sich sogar die Linke überzeu
gen lassen. Es gibt eben Fälle, wo sol
che Regelungen für das Unternehmen 
und damit auch für die Aktionäre sinn
voll sein können. Ich spreche nicht von 
goldenen Fallschirmen. Aber es kann 
zum Beispiel sinnvoller sein, eine Ab
gangsentschädigung zu zahlen, anstatt 
gegen einen Mitarbeitenden jahrelang 
mit unsicherem Ausgang und grossem 
Kostenaufwand zu prozessieren. Das 
ist eventuell teurer als eine Abgangs
entschädigung. Und Vorauszahlungen 
können sinnvoll sein, wenn es etwa um 
die Anstellung eines Forschers aus 
dem Ausland geht. Die sind oft nur zu 
gewinnen, wenn man ihnen am neuen 

Arbeitsplatz ein gutes Umfeld bereit 
stellt. Das können durchaus sinnvolle 
Ausnahmen für das Unternehmen 
sein. Sinnlose Millionenzahlungen für 
eine ungenügende Leistung sind da
mit ausdrücklich nicht gemeint.

Die politische Grosswetterlage
T. Minder: Sie vergessen die politi
sche Grosswetterlage. Das ist Tsunami 
pur, was da passiert ist mit der welt
weiten Wirtschafts und Finanzkrise. 
Im Zentrum standen die exorbitanten 
Vergütungen in der Finanzindustrie. 
Das hat das Wirtschaftsgefüge gewal
tig erschüttert, mit Staatsinterventio
nen, die dem liberalen bürgerlichen 
Gedankengut – das ich übrigens auch 
vertrete – fundamental widersprechen. 
Da sind Streicheleinheiten total fehl 
am Platz. Es gibt einen zweiten Punkt: 
Von den 109 Millionen Lohnsumme 
im letzten Jahr sind 41 Millionen für 
Abgangsentschädigungen und Lohn
fortzahlungen bezahlt worden. Ich 
habe in zehn Jahren, seit ich mich um 
das Thema kümmere, noch nie so ein 
Missverhältnis gesehen. 37 Prozent 
der Lohnsumme werden für «Hire and 
Fire», oder eigentlich nur «Fire», ver
wendet. Und wenn man bei der UBS 
noch die Vorauszahlungen von Jo
hannson und Diethelm dazuzählen 
würde, käme man auf 50 oder 60 Mil
lionen. Das ist absolut irre und hat 
nichts mehr mit Corporate Gover
nance zu tun. Diese Leute kommen 
und gehen, und jedes Mal sind Milli
onen im Spiel.
G. Huber: Diese Zahlungen, die Sie 
jetzt ansprechen, waren zu einem Teil 
noch vertraglich vereinbart. Und 
wenn Sie das jetzt genau anschauen, 
ist laut Vergütungsbericht bei der 
UBS durchaus etwas gegangen. 
Künftig sind solche Zahlungen nur 
noch in Ausnahmefällen möglich. 
Wenn man die Vergütungen des Ver
waltungsrats und der Konzernleitung 
2009 gegenüber der Zeit vor der Krise 
vergleicht: Die UBS hat diese Summe 
um rund 70% reduziert. Man muss 
konstatieren: Die UBS hat sich den 
Vorgaben der Finma angepasst. Es 
gibt noch Unschönheiten, aber es ist 
nicht einfach nichts gegangen. Und 
Sie gehen mit mir sicher einig: Alles 
Übel auf dieser Welt könnte man eben 
nur entfernen, wenn alle reguliert 

werden – und nicht nur die Schwei
zer Unternehmen. Wir versuchen nun, 
die schlimmsten Auswüchse zu be
seitigen. Aber wir können nicht die 
ganze Welt retten mit einer schwei
zerischen Regulierung. 
T. Minder: Ich warte nur auf Ihren 
Anruf Frau Huber, wenn Sie dann die 
JusoInitiative bekämpfen müssen und 
einen bürgerlichliberalen Bürger wie 
mich an der Front brauchen, um die 
Initiative zu bodigen. Ich bringe einen 
mittleren Lösungsvorschlag, welcher 
die Löhne nicht limitiert. Am Anfang 
wurde ich niedergeschrien als Toten
gräber der Schweizer Wirtschaft. Und 
mittlerweile haben wir eins zu eins 
miterlebt, wo das hingeht. Es gibt null 
Selbstregulierung. Die UBS liefert das 
Beispiel, und ich warte gespannt auf 
die Zahlen der Credit Suisse, die wer
den noch schlimmer sein. Ich meine 
nicht das PipProgramm der Credit 
Suisse, sondern die Summe auf der 
Geschäftsleitungsebene. Und die 
Frage ist einfach: Wollen wir eine ge
sunde, nachhaltige Volkswirtschaft 
ohne diese Exzesse? Denn ich kann 
mir nicht vorstellen, dass Fälle wie die 
Swissair, Oerlikon, UBS, Zurich Fi
nancial, Adecco usw. standortfördernd 
sind. Diese Diskussionen, die wir jetzt 
seit Jahren führen. Der Fisch stink am 
Kopf und es braucht einen totalen 
Wechsel bei der Corporate Gover
nance. 

Der Gegenvorschlag –  
ein Erfolg?
G. Huber: Aber schauen Sie doch den 
jetzigen direkten Gegenvorschlag an! 
Sie haben ja recht viel Erfolg gehabt.
T. Minder: Null, null. 
G. Huber: Das stimmt nicht. Sie kön
nen nicht dagegen sein, dass die Ge
neralversammlung über das Vergü
tungssystem abstimmt. 
T. Minder: Frau Huber, nennen Sie 
mir nur eine börsenkotierte Unterneh
mung, die einen oder zwei Punkte der 
Initiative übernommen hätte. Es ha
ben bloss vier oder fünf Unterneh
mungen – OC Oerlikon, UBS, 
Adecco, ABB – auf Einjahreswahl 
umgestellt. Das ist die einzige kleine 
Selbstregulierung, die stattgefunden 
hat. Und diese vier Firmen mussten 
zuerst in gewaltige Schwierigkeiten 
geraten.

Nationalrätin Gabi Huber ist Präsi-
dentin der FDP-liberale Fraktion 
und Mitglied der Rechtskommis-
sion des Nationalrats, die sich mit 
dem Aktienrecht befasst. Die frü-
here urner Regierungsrätin ist seit 
2003 Mitglied der grossen Kammer. 

Thomas Minder ist Geschäftsfüh-
rer der Trybol AG in Neuhausen 
(SH). Er lancierte die eidgenössi-
sche Volksinitiative «gegen die Ab-
zockerei», über welche derzeit das 
Parlament berät.

G. Huber: Jetzt reden wir ja aber von 
Ihrer Initiative und dem direkten Ge
genvorschlag…
T. Minder: Ich habe ja die Frage 
schon beantwortet…
G. Huber: … und was die Unterneh
men künftig machen müssen. Und 
wenn Sie von der JusoInitiative spre
chen: Das eine Übel macht das andere 
ja nicht besser.
T. Minder: Schon mit meiner Initia
tive sind ja laut Herr Pelli 1,3 Millio
nen Arbeitsplätze gefährdet. Sind es 
denn mit der JusoInitiative 7 Millio
nen?
G. Huber: Zusätzlich gefährdet ihre 
Initiative auch noch ein Drittel der 
Steuereinnahmen und zwei Drittel der 
Schweizer Exporte. Und noch einmal: 
Das eine Übel macht das andere nicht 
besser!
T. Minder: Das sind jetzt Drohungen 
der FDPParteispitze. Das wäre, wie 
wenn der Thomas Minder drohen 
würde, wenn die Initiative nicht ange
nommen würde, seien 1,3 Millionen 
gefährdet. 
G. Huber: Ich glaube wirklich, Sie 
verkennen ein wenig Ihren eigenen Er
folg.
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Mix

Agenda

April

16. Parteipräsidentenkonferenz (PPK)
23. Parteipräsidentenkonferenz (PPK)
24. Delegiertenversammlung in Bern

Mai

 3.–5.  Ausserordentliche Session
21.–22.  Vorsessionale Fraktionssitzung
ab 31.  Sommersession

Juni

bis 18. Sommersession
25.  Parteipräsidentenkonferenz (PPK)
26. Delegiertenversammlung in Lugano

Wettbewerb

Praktische Tipps zur 
Vereinsbuchhaltung 

Geit’s no?
Das Leistungsziel sieht vor, dass die berufliche Vorsorge zusammen mit der 
AHV rund 60% des letzten Einkommens sichert. «Das ist überholt und nicht 
mehr haltbar», erklärt Paul Rechsteiner, Präsident des Schweizerischen Ge
werkschaftsbundes (SGB) keine 24 Stunden nach Abstimmung zum BVGUm
wandlungssatz und fordert eine Anpassung des Leistungszieles auf bis zu 80%.

Offensichtlich verschliessen die Gewerkschaften noch immer die Augen vor 
der Realität: Die Bevölkerung der Schweiz wird immer älter. Und solche irra
tionalen Rentenversprechungen gefährden die soziale Sicherheit aller. Dass dies 
ein reales Schreckensszenario ist, zeigt der Blick nach Europa: Überall ist der 
Staat mit den überrissenen Sozialleistungen überfordert und kämpft um seine 
Existenz. Dies sollte eine Warnung und keine Einladung für die Schweiz sein. 
Nach den vergangenen Abstimmungen müssen Reformen noch entschlossener 
angepackt werden und Lösungen erarbeitet werden, statt Luftschlösser zu bauen.

zitat des Monats
«Wenn ich in den Ständeratssaal gehe,  
schaue ich darauf, möglichst keine Geräusche 
zu machen.»
Christian Wasserfallen, Nationalrat (BE)

Bis zu 100 000 Vereine gibt es schät
zungsweise in der Schweiz – sie alle 
müssen eine Buchhaltung führen. Da
runter sind auch viele Ortsparteien der 
FDP.Die Liberalen. Ganz so einfach 
ist das für Laien nicht.

Genau hier setzt das Buch «Rech
nungswesen, Revision und Steuern für 
Vereine» an: Die Verantwortlichen er
fahren alles Wichtige über das Rech
nungswesen von Vereinen und die 
Rechnungsrevision. Welchen Einfluss 
haben neue gesetzliche Bestimmun
gen? Wie sind MehrwertsteuerFragen 
zu klären – welche Aufwendungen 
sind steuerbefreit? Das komplexe 
Sachgebiet wird anschaulich anhand 
von Beispielen dargestellt und erhält 

zahlreiche praktisch wertvolle Tipps. 
Einer der Autoren ist übrigens selber 
in einer FDPOrtspartei als Revisor tä
tig und kennt die Herausforderungen 
aus erster Hand. 

Die «Freisinn»Leser haben die 
Chance, ein Exemplar zu gewinnen: 
Schreiben Sie rasch eine EMail mit 
dem Vermerk «Wettbewerb Freisinn» 
und ihrer Adresse an info@fdp.ch. Die 
schnellsten drei Teilnehmer erhalten 
das Buch kostenlos zugeschickt! Falls 
Sie nicht zu den glücklichen Gewin
nern gehören: Das Buch erschien 2010 
im OrellFüssliVerlag und hat die 
ISBNNummer 9783280072516. 

Kurioses

Subventionen vs. Aufwand
Der Kampf gegen unnütze und überrissene Subventionen ist begrüssenswert. 
Die hehren Absichten treiben jedoch manchmal seltsame Blüten. So reichte 
während der Frühlingssession SVPNationalrat Ernst Schibli eine schriftliche 
Frage an Bundesrätin Leuthard ein: zur Subventionierung der «GymkhanaPrü
fungen» bei Pferden. Die dem Lachkrampf nahestehende Bundespräsidentin 
rechnete vor, dass der Bund hier jährlich rund 14 000 Franken ausgebe. Wie 
viel die Bearbeitung und Beantwortung dieses Vorstosses durch die Verwaltung 
gekostet hatte, liess sie offen… Insider sprechen von mindestens 10 000 Fran
ken.
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Aktuell

Erlebnisbericht

computerspiele – Killerspiele?
Ja ich gebe es zu. Ich spiele gern Computerspiele, auch solche, die regelmässig als «Killerspiele» 
bezeichnet werden. Was bedeutet aber ein Verbot von solchen Spielen? Werden damit Probleme 
gelöst? 

Samuel Lanz, Geschäftsführer 
FDP.Die Liberalen International

Die Bundesversammlung befasst sich schon seit ei
niger Zeit mit der Problematik von Computerspie
len, insbesondere mit den sogenannten «Killerspie
len». Dabei erwägen sie ein Verbot von Spielen, wel
che gewisse Kriterien erfüllen. Eine liberale Lösung, 
welche die Selbstverantwortung der mündigen Bür
ger ins Zentrum stellt, sieht aber anders aus.

Ein Ausflug mit Freunden
Mit vier Jahren sass ich zum ersten Mal vor einem 
Computer und spielte. Seither hat sich die Welt der 
Computerspiele stark verändert. Es gibt heute viele 
verschiedene Arten von Computerspielen – die Pa
lette ist sowohl breit als auch tief. Persönlich kon
sumiere ich nicht bloss eine bestimmte Art von Gen
res. Vielmehr bin ich an spannenden Spielen inter
essiert. 

Besonders zwei Titel bieten dies: Ein Abenteuer
spiel, in dem tausende Personen gleichzeitig und 
miteinander interagieren müssen, um verschiedene 
Aufgaben zu bewältigen. Etwa die Suche nach Ge
genständen oder das Besiegen übermächtiger Mons
ter. Einen Ausflug in diese Welt unternehme ich zu
sammen mit Kollegen an einem verregneten Sonn
tagabend. Die Zusammenarbeit ist dabei mindestens 
so wichtig wie das Beherrschen der Spieltechnik.

Ein weiteres Spiel ist ein sogenannter Online
Shooter. Hierbei handelt es sich um ein immer wie
der als «Killerspiel» bezeichnetes Onlinespiel, in 
dem zwei Teams gegeneinander antreten. Neben tak
tischem Verständnis ist auch Teamfähigkeit von 
grösster Wichtigkeit. Nur das Team, welches wirk
lich als Gruppe operiert, kann gewinnen. 

Probleme differenziert betrachten
Computerspiele sind heute keine Randerscheinung 
mehr. Sie gehören vielmehr zum normalen Medien
konsum einer jüngeren Generation. Die Welt der 
Spiele ist vielfältig, ebenso wie ihre Konsumenten. 
Es kann nicht in Abrede gestellt werden, dass Com
puterspiele einen schlechten Einfluss auf die Ent
wicklung von Kindern haben können. Doch es fällt 
schwer, dies zum jetzigen Zeitpunkt zu präzisieren 
– die genauen Auswirkungen und Zusammenhänge 
sind noch nicht abschliessend geklärt. Es scheint 
aber als sicher, dass es starke individuelle Schwan
kungen gibt. Eine Pauschalisierung ist also unange

bracht – und falsch. Nicht jedes Computerspiel steht 
im Zusammenhang mit Gewalt. Und: Längst nicht 
jeder für Jugendliche zugängige Film oder alle Bü
cher sind frei von Gewaltdarstellungen. 

Was den Skeptikern aufstösst, ist der Umstand, 
dass der Spieler in Computergames selbst handelt. 
Doch genau hier muss man sich in Erinnerung ru
fen, dass es sich bei Spielen um ein Medium han
delt, welches man «konsumiert», genau wie Bücher 
und Filme. Die Unterscheidung zwischen Realität 
und Virtualität ist wie bei Büchern und Filmen nur 
für die allerwenigsten ein Problem. 

Der Umgang mit diesem neuen Medium ist je
doch in der Bevölkerung noch nicht weit vorange
schritten. Die jetzt heranwachsende Generation ist 
als Erste von Beginn weg mit dem Computer als 
Medium aufgewachsen. Das bringt natürlich Prob
leme mit sich. Wichtig dabei ist, dass man diese löst 
und nicht einfach durch ein Verbot diese wichtige 
Diskussion abblockt.

Neue Lösungen statt alte Verbote
Mit Verboten wird in diesem Bereich überhaupt 
nichts erreicht – vielmehr erinnern sie an die alte 
Form der Medienzensur. Doch diese bringt im heu
tigen Technologiezeitalter nichts. Die Computer

spieler haben über das Internet Zugang zu Vertriebs
kanälen im Ausland – fernab der schweizerischen 
Behörden. Mit einem Verbot werden nur Gamer stig
matisiert und Gratiswerbung für diese Spiele ge
macht. Eine Kontrolle ist nicht mehr möglich, auch 
keine Alterskontrolle. 

Dass es Lösungen braucht, ist allen klar. Diese 
müssen zwingend die Eigenverantwortung ins Zen
trum stellen. Nur so können junge Spieler einen 
nichtschädlichen Konsum lernen. Eine sehr gute Lö
sung hierfür ist die Motion von FDPStänderat Rolf 
Schweiger. Sie fordert, die Medienkompetenz der 
Kinder und Jugendlichen gezielt zu stärken. Sie zielt 
sogar noch weiter, indem sie die Medienkompetenz 
bei neuen Medien wie Internet oder Computer ge
nerell verbessern will. Ein solcher Vorstoss stellt 
eine liberale Lösung dar.

Weiter müssen Jungendschutzmassnahmen kon
sequent angewendet werden. Gewisse Spiele dürfen 
nur noch an die entsprechenden Altersklassen abge
geben werden. Die Entscheidung, ob man seine Zeit 
wirklich in ein solches Spiel investieren will, soll 
jeder aber selbst treffen. Ein generelles Verbot ent
mündigt auch den erwachsenen Bürger. Denn: Men
schen sind für sich selbstverantwortlich – auch beim 
Medienkonsum.

Gefragt sind lösungen, welche die Eigenverantwortung ins Zentrum stellen.
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FDP-Frauen

Generalversammlung FDP-Frauen

«nach der Krise»
Eine Gelegenheit, unsere nationalen und internationalen Beziehungen zu überdenken

nanz und Wirtschaftsplatzes Schweiz 
gezwängt zu werden. Es ist die Stärke 
unserer Partei, Themen, die unsere 
Mitbürgerinnen und Mitbürger bewe
gen, zu diskutieren und Lösungen zu 
finden. Die Frauen werden, anlässlich 
der Delegiertenversammlung der FDP.

Die Liberalen Schweiz vom 24. April 
in Bern, ihre Meinung zu diesem 
wichtigen Thema kundtun.

Claudine Esseiva, Generalsekretärin 
FDP.Die Liberalen Frauen

Die FDPFrauen trafen sich am 
20.  März zu ihrer Generalversamm
lung im Ethnographischen Museum 
MAN in Neuenburg. Jacqueline de 
Quattro, Präsidentin FDPFrauen 
Schweiz und Regierungsrätin des 
Kantons Waadt, ging in ihrer Rede auf 
die aktuelle Entwicklung der Stellung 
der Frau in der Schweiz ein. Sie be
tonte die Wichtigkeit, dass wir Frauen 
uns auch in Zukunft für die Gleichstel
lung engagieren. Noch immer verdie
nen Frauen bis zu 20% weniger als 
Männer und sind in Führungspositio
nen nur wenig vertreten. Konservative 
Kräfte stehen immer wieder für ab
surde Vorschläge ein (zum Beispiel 
Steuergeschenke für traditionelle Fa
milienmodelle oder die Tatsache, dass 
Frauen die Kosten für einen Schwan
gerschaftsabbruch selber bezahlen). 
Die FDPFrauen bekämpfen diese 
konservative Bewegung mit Vehe
menz. Sie stehen dafür ein, dass Män
ner und Frauen ihre Lebensgestaltung 
frei wählen. 

Nach dem Besuch der Ausstellung 
«Helvetia Park» wurde in der Podi
umsdiskussion mit den Nationalrätin
nen Christa Markwalder, Martine 
Brunschwig Graf und Sylvie Perrin
jacquet das Thema «Nach der Krise» 
diskutiert. Was haben wir daraus ge
lernt? Wie können wir in Zukunft sol
che Ereignisse verhindern? 

Es ist mutig, diese Themen zu be
handeln. Die Frauen streben eine Dis
kussion zu allen Themen an: Wirt
schaft, Finanzen, internationale und 
nationale Beziehungen, Institutionen 
usw. Die Herausforderungen sind viel
fältig. Eine Krise ist auch immer eine 
Chance, die Herausforderungen von 
morgen und unsere liberalen und frei
sinnigen Werte wie Freiheit, Verant
wortung und Solidarität zu diskutie
ren. 

In diesem Rahmen müssen wir un
sere Beziehungen, ob national (Ge
meinden, Kantone, Bund) oder inter
national (unsere europäischen Nach
barn oder auch weiter entfernte Länder 
wie China oder Libyen), überdenken. 
Unsere Partei wehrt sich, in ein Kor
sett von reinen Verteidigern des Fi

Schlagkräftige liberale Frauen.

Fröhliche Gesichter in Neuenburg.

Sehen und gesehen werden an der Generalversammlung.
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FDP-Frauen

Interview

Fünf Fragen an: 
Interna

Porträt carla Speziali

Interna

Ein Dankeschön an Giovanna

Carla Speziali, Bürgermeisterin 
von Locarno, Geschäftsleitungs-
mitglied der FDP-Frauen, 1 Sohn

1. Was waren Ihre Gründe, sich poli-
tisch zu engagieren?
Ich habe seit je Politik «geatmet», 
denn bereits als Kind war ich durch 
meinen Vater in Kontakt mit der Poli
tik. Mein Vater war ein bekannter 
Mann der liberalen Tessiner Politik 
und selber 19 Jahre lang Stadtpräsi
dent von Locarno. Bereits während 
meiner Zeit als Jusstudentin verfolgte 
ich mit grossem Interesse das politi
sche Geschehen im Bundeshaus. Und 
nach meiner Rückkehr nach Locarno 
war es für mich klar, dass ich mich ver
mehrt für die Stadt und meine Region 
und dementsprechend auch für meine 
Partei, die FDP.Die Liberalen, poli
tisch engagieren wollte. 

2. Was gefällt Ihnen am besten an 
der Schweiz?
Mir gefallen sehr viele Dinge meines 
Landes, vor allem das friedliche Zu
sammenleben verschiedener Kulturen, 
Sprachen und Mentalitäten sowie die 
Natur, die Landschaft, die Schönheit 
unseres Landes, die Städte und Dörfer 
in der italienischen Schweiz wie auch 
in den übrigen Landesteilen. Ich bin 
stolz darauf, Schweizerin zu sein, weil 
wir das Bindeglied zwischen Nord 
und Südeuropa sind und weil wir diese 
Situation Tag für Tag in der Realität 
leben, speziell im Tessin.
 
3. Was war bisher Ihr politischer Hö-
hepunkt?

Sicherlich die Wahl zur Stadtpräsiden
tin und die Wiederwahl im Jahre 2008. 
Mit der Verleihung des Swiss Awards 
für Politik Anfang 2006 wurde mir ei
nes klar: Politik betreiben ist fast so 
wie Bäume beschneiden. Bäume 
wachsen und bringen Früchte, aber 
beim Wachsen werfen sie auch Schat
ten...

4. Welchen Ratschlag geben Sie einer 
jungen Politikerin?
Utopie nicht fürchten.

5. Wenn Beamen möglich wäre, wo-
hin oder in welche Zeit ginge Ihre 
Reise? 
Ich würde mich nach Griechenland in 
die Zeit der alten Philosophen zurück
beamen, obwohl es damals sicher 
nicht leicht war für die Frauen. Meine 
Reise ist aber vor allem ein Weg nach 
Innen. Ich denke, dass eine gute Poli
tikerin und ein guter Politiker zunächst 
ein guter Philosoph sein muss.

Seit der Generalversammlung vom  
20. März ist die Geschäftsleitung der 
FDPFrauen um eine herausragende 
Persönlichkeit reicher. Eine Politike
rin, die sich schweizweit einen Namen 
gemacht hat, übernimmt den Sitz von 
Giovanna di Ambrogi, die fast 10 
Jahre im Vorstand der FDPFrauen tä
tig war. Carla Speziali, Bürgermeiste
rin von Locarno, gewann 2006 den 
Swiss Award (im Bereich Politik) und 
wurde zur Schweizerin des Jahres 
2006 gewählt.

Carla Speziali ist ein Vorbild für 
viele Frauen. Sie vereinbart Familie, 
Beruf und politisches Engagement auf 
eindrückliche Art und Weise. Vormit
tags arbeitet Carla Speziali als Anwäl
tin in ihrer eigenen Kanzlei. Nachmit
tags regiert sie Locarno vom Rathaus 
aus – eine 60StundenWoche. Und 
das als alleinerziehende Mutter. Die 
Frau hat Power. 

Carla Speziali hat sich schon früh 
für Politik interessiert. Mit 20 Jahren 
hielt Carla Speziali Reden und kämpfte 
für die Gleichberechtigung der Frau. 
Doch lange hielt sie sich mit dem po
litischen Engagement zurück, bis vor 
ein paar Jahren, als sie der politische 
Virus wieder gepackt hat und sie 2004 
zur Bürgermeisterin von Locarno ge
wählt wurde. Carla Speziali zeichnet 
sich durch ihre bürgernahe Art zu po
litisieren aus. 

In ihrer DreifachRolle als Mutter, 
Anwältin und Bürgermeisterin fühlt 
sie sich wohl. Ihr Erfolgsrezept: Sie ist 
überzeugt, das Richtige zu tun. «Dann 
sind die verschiedenen Rollen kein 
Problem, sondern eine Chance.»

Die FDPFrauen sprechen Giovanna 
di Ambrogi ein grosses Dankeschön 
für ihr Engagement im Vorstand der 
FDPFrauen aus. 10 Jahre lang war sie 
ein aktives und engagiertes Mitglied 
im Vorstand und prägte wesentlich die 
Politik der FDPFrauen. Giovanna war 
unsere Vertreterin bei Alliance F und 
stand dort für das liberale Gedanken
gut ein. 

Als Vertreterin aus dem Tessin war 
sie stets an unseren Sitzungen dabei 
und überzeugte durch ihr politisches 
Gespür. Mit Begeisterung setzte sie 
sich stets für die Sache der FDP
Frauen ein, und die FDPFrauen konn
ten stets auf Ihre Unterstützung zäh
len. 

Wir wünschen Giovanna di Am
brogi für die Zukunft nur das Beste.

Carla Speziali

Giovanna di Ambrogi
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Unter Freisinnigen

Eine neue Perspektive für den Finanzplatz
liebe Freisinnige

Finanzplatz

Delegiertenversammlung vom 24. April  
diskutiert über weiterentwicklung der Finanzmarktstrategie

ten eine Absage. Künftig sollen 
auch Schweizer Anbieter ihre Fi
nanzDienstleistungen und Pro
dukte frei exportieren können. Der 
Bundesrat verstärkt deshalb seine 
Bemühungen um Marktzutritt.

–  Drittens ist die Stabilität des Fi
nanzsektors für eine Volkswirt
schaft von zentraler Bedeutung. Nur 
ein krisenresistenter Finanzmarkt 
kann seine Aufgaben bei der Kre
ditversorgung oder dem Zahlungs
verkehr zuverlässig erfüllen. Hierzu 
hat der Bundesrat eine Experten
gruppe eingesetzt.

–  Viertens setzt sich der Bundesrat für 
die internationale Akzeptanz und 
die Integrität unseres Finanzplatzes 
ein. Im Steuerbereich hält der Bun
desrat daher fest, dass er kein Inter
esse an unversteuerten Geldern aus 
dem Ausland hat. Dabei steht für 
den Bundesrat aber der liberale 
Grundwert des Schutzes der Privat
sphäre im Vordergrund. Er lehnt den 
«gläsernen Bürger» im Sinne eines 
automatischen Informationsaustau
sches ab. Der Bundesrat ist jedoch 
bereit, die bestehende Zusammen

arbeit mit andern Staaten im Rah
men bilateraler Verhandlungen aus
zubauen. Dazu dient einerseits die 
neue Amtshilfepolitik nach OECD
Standard. Andererseits sollen beste
hende unversteuerte Vermögen  
regularisiert werden. Schliesslich 
arbeitet mein Departement an Lö
sungsmöglichkeiten, um zu verhin
dern, dass neue unversteuerte 
Gelder in die Schweiz gelangen. 
Natürlich stellen wir in diesen Ver
handlungen entsprechende Gegen
forderungen.
Liebe Freisinnige: Der Finanzplatz 

Schweiz geht uns alle an. Ich freue 
mich daher, dass auch die FDP das 
Thema stets intensiv begleitet und ihre 
parteieigene Finanzplatzstrategie en
gagiert diskutiert. Ich wünsche der 
FDP hierzu anlässlich ihrer Delegier
tenversammlung vom 24. April in 
Bern eine fruchtbare und erfolgreiche 
Diskussion im Zeichen liberaler 
Werte.
Bundesrat Hans-Rudolf Merz

Die weltweite Finanzkrise hat zu 
grossen Veränderungen geführt, von 
denen der Finanzplatz Schweiz und 
die gesamte Volkswirtschaft direkt be
troffen sind. Vor diesem Hintergrund 
hat der Bundesrat am 16. Dezember 
2009 eine neue Finanzmarktstrategie 
beschlossen. Mit dieser Strategie gibt 
der Bundesrat dem Finanzplatz 
Schweiz eine neue Perspektive für 
eine erfolgreiche Zukunft.

Der Bundesrat bekennt sich – wie 
übrigens auch die FDP – zu einem 
starken Finanzplatz im Interesse der 
gesamten schweizerischen Volkswirt
schaft. Denn unser Finanzplatz erwirt
schaftet rund 10 Prozent der gesamten 
Schweizer Wertschöpfung und be
schäftigt dabei fast 6 Prozent aller Er
werbstätigen. Er gehört damit zu den 
bedeutendsten Wirtschaftszweigen 
der Schweiz. 

In seiner neuen Finanzmarktstrate
gie hat der Bundesrat vier Stossrich
tungen festgelegt: 
–  Dazu gehört erstens die Stärkung 

der internationalen Wettbewerbsfä
higkeit unseres Finanzsektors. In ei
nem zunehmend rauen Wettbewerb 

will die Schweiz ihre Position hal
ten und weiter ausbauen. National 
stehen hierzu die Finanzmarktauf
sicht und regulierung sowie die 
Steuerpolitik im Zentrum. Interna
tional wird sich die Schweiz künf
tig in den relevanten Gremien noch 
stärker einbringen, damit unser Fi
nanzplatz gleich lange Spiesse er
hält wie die Konkurrenz.

–  Zweitens erteilt der Bundesrat in li
beraler Tradition den protektionis
tischen Tendenzen zahlreicher Staa

Der Schweizer Finanzplatz steht der
zeit im Zentrum des Interesses: Wel
chen Weg soll er einschlagen, um 
seine unverzichtbare Funktion für die 
Schweizer Wirtschaft weiterhin über
nehmen zu können? Diese Frage be
schäftigt nicht nur den Bundesrat 
(siehe Artikel oben), sondern auch die 
Bevölkerung, die Medien und die Par
teien. Das erstaunt nicht, denn das 
Thema ist für alle wichtig – für die Zu
kunft unseres Landes, sein wirtschaft
liches Wohlergehen und seine Arbeits
plätze.

FDP.Die Liberalen geht die Her
ausforderungen für unseren Finanz
platz aktiv an. Bereits im Juni 2009 

hatte sie als erste und bisher einzige 
Partei an ihrer Delegiertenversamm
lung eine fundierte Strategie mit kon
kreten Massnahmen beschlossen. 
Viele dieser Forderungen wurden in 
der Zwischenzeit von unseren Parla
mentariern im Parlament eingebracht. 

Ende April wird sich die Delegier
tenversammlung erneut mit dem 
Thema befassen und über eine Weiter
entwicklung der Strategie beschlies
sen. Die sachliche Diskussion dafür 
hat bereits begonnen. In den Kantonen 
werden Vernehmlassungen durchge
führt, damit die Haltung der Partei
basis in den Entscheidungsprozess 
einfliessen kann. Und die Arbeits

gruppe Finanzmarkt, welche bereits 
die Strategie von letztem Jahr erarbei
tet hatte, befasst sich mit verschiede
nen Diskussionsvorschlägen und gibt 
Empfehlungen an die Konferenz der 
kantonalen Parteipräsidenten (PPK) 
ab. Die neuen Ideen waren Anfang 
März an einer Pressekonferenz der Öf
fentlichkeit präsentiert worden. Dis
kussionsthemen sind zum Beispiel die 
Klärung der Unterscheidung zwischen 
Steuerhinterziehung und betrug so
wie der Umgang mit ausländischen 
Bankkunden in der Schweiz.

Die für die FDP feststehenden Eck
punkte dieser Diskussion sind ein sau
berer Finanzplatz, die klare Ableh

nung von Steuerhinterziehung und der 
Schutz der Privatsphäre. Zweitens ha
ben in den letzten Wochen alle FDP
Vertreter klargemacht, dass sie von 
dem gegenseitigen Ausspielen von Fi
nanz und Werkplatz gar nichts halten. 
Denn die beiden Sektoren bedingen 
sich und sind beide von grösster Be
deutung für das wirtschaftliche Wohl
ergehen unseres Landes. Eine künstli
che Trennung, wie sie manchmal sug
geriert wird, schadet der Schweiz. 
Deshalb setzt sich die FDP für einen 
erfolgreichen Werkplatz ebenso wie 
für einen leistungsfähigen Finanzplatz 
ein.

Hans-Rudolf Merz
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Fraktion

Porträt

«Der Fraktionsbenjamin bin aber immer noch ich»
Gespräch mit dem Berner Nationalrat Christan Wasserfallen

Hintergrund hat. Zudem habe sie, die 
in der DDR aufgewachsen war, es ge
schafft, sich im neuen, demokrati
schen Europa durchzusetzen. 

Verantwortung für das Gesamte
Das Verantwortungsbewusstsein steht 
im Zentrum seines freisinnigen Ge
dankengutes: «Verantwortung über
nehmen heisst für das Land und für 
unsere Partei zu kämpfen.» Für die ei
genen politischen Süppchen, die Links 

und Rechts immer wieder kochen, hat 
er nichts übrig.

Für ihn ist es wichtig, immer «das Ge
samte zu sehen». So ist er denn auch da
von fasziniert, gegnerische Positionen 
und Argumente zu prüfen, zu durch
leuchten und kontrovers zu diskutieren. 
Wichtig ist Christian Wasserfallen, dass 
man nicht opportunistisch seine Positi
onen ändert, sondern sich klar positio
niert und schliesslich Verantwortung für 
das Gesamte übernimmt.

Entspannt läuft er vom Rednerpult im 
Nationalratssaal direkt in die Wandel
halle und setzt sich zu uns an den 
Tisch. Locker und dynamisch, so wie 
man es vom jüngsten Fraktionsmit
glied der FDPLiberalen nicht anders 
erwarten würde. Zwar ist mit Raphaël 
Comte erneut ein junges Mitglied in 
die Bundeshausfraktion eingezogen, 
doch «der Fraktionsbenjamin bin im
mer noch ich mit meinen 28 Jahren», 
stellt der Berner Nationalrat lachend 
fest. 

Kein Hinterbänkler
Geplant habe er seine Politikkarriere 
nicht. Sonst hätte er sicherlich noch 
nicht damit gerechnet, dass er 2007 in 
den Nationalrat einziehen würde: 
«Das zeigt, wie unrealistisch eine po
litische Karrierenplanung in der 
Schweiz ist.» Er und sein Umfeld 
seien alle gleich verwundert und über
rascht gewesen, als feststand, dass er 
in den Nationalrat einziehen würde.

Auf die erste Fraktionssitzung an
gesprochen, zeigt sich dann auch, dass 
Christian von Anfang an nach Bern ge
kommen ist, um etwas zu bewirken. 
Die erste Fraktionssitzung fiel näm
lich just mit der Hanfinitiative zusam
men. So fragte der damals Frischge
wählte den damaligen Fraktionspräsi
denten an, ob es opportun sei, in seiner 
ersten Sitzung bereits ein Votum zu 
halten. Und so plädierte er damals be
reits gegen die Hanfinitiative: «Ich hab 
dann halt voll Gas gegeben.» Grinsend 
gibt er aber auch zu: «Es hat teilweise 
für Irritationen gesorgt, dass man als 
junges Mitglied in der Fraktion so auf
tritt.»

Dass er qualitativ gute Arbeit leis
tet und seinen Standpunkt einbringen 
kann, zeigt sich auch im Umstand, 
dass er nicht als Hinterbänkler wahr
genommen wird. Gerade in der Kom
mission für Umwelt, Raumplanung 
und Energie kann der Maschineninge
nieur natürlich sein Fachwissen per
fekt einbringen. Auch seine «nicht bis 
aufs letzte Komma kohärente Kommu
nikation» verhilft ihm zu Respekt und 

Ansehen – gerade auch visàvis der 
Bevölkerung. 

Im Dienste der Bevölkerung
Während des Gesprächs zeigt sich im
mer wieder eins: Christian Wasserfal
len sieht Politik als Tätigkeit gegen
über dem Gemeinwohl und der Bevöl
kerung. So zählt auch ein Ausspruch 
Ciceros über den Staatsdienst zu sei
nen Lieblingszitaten. «Für mich ist ein 
politisches Amt in diesem Land eine 
befristete Anstellung auf vier Jahre für 
die Bevölkerung.»

Ein weiterer zentraler Aspekt ist für 
Wasserfallen die Verwurzelung in der 
Bevölkerung. «Die Kontaktpflege mag 
ich wahnsinnig», stellt er fest und ver
weist auf seine UnihockeyKollegen 
und sein direktes Umfeld, welche ihm 
den nötigen Boden geben. Falls er «ab
heben» würde, bekäme er es von die
sen sicher gleich «direkt zu spüren». 
Für Christian Wasserfallen ist denn 
auch klar: «Egal mit wem man redet, 
es kocht schliesslich jeder nur mit 
Wasser – es ist niemand ein Über
mensch.»

Ein ganz normales Leben
Neben der Politik arbeitet Christian 
Wasserfallen zu 40%. So bleiben ihm 
theoretisch 60% für die Politik. Er gibt 
offen zu, dass sein Nationalratsman
dat mehr als das in Anspruch nimmt. 
Aber: «Es gibt ein normales Privatle
ben und in diesem stelle ich nicht mein 
Amt oder meine Tätigkeit in den Vor
dergrund», erklärt der YB und SCB
Fan. Selbst spielt er gerne Unihockey 
und reist: Bewegung ist wichtig. Das 
nächste Ziel ist schon bekannt. So 
plant er zurzeit eine Reise nach Nord 
und Südkorea. Und bereits im Som
mer geht es nach Schottland. Dort 
kann er einer weiteren Leidenschaft 
nachgehen: Single Malts.

Daneben findet der eloquente Nati
onalrat immer wieder Gefallen an ver
schiedensten Biografien. Besonders 
diejenige von Angela Merkel findet er 
beeindruckend. Auch, weil sie wie er 
selbst einen naturwissenschaftlichen 

«Der Staatsdienst muss zum Nutzen derer geführt werden, die ihm anvertraut 
werden, nicht zum Nutzen derer, denen er anvertraut ist.»
Marcus Tullius Cicero

Christian Wasserfallen: «Es gibt ein normales Privatleben.»
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Jungpolitiker im Lernseminar
Bericht zum Seminar mit Swiss life unter dem Titel «umwandlungssatz von A bis Z: Alterssicherung 
bis Zankapfel» vom 30. 1. 2010

Interview

Kurzinterview mit der neuen Präsidentin Brenda Mäder
Mit der jungen Thurgauerin sprach Maurus Zeier, Vorstand JFS

Nach einer kurzen Pause standen 
die Kampagnentätigkeiten und die 
schwierigen Voraussetzungen der Pro
Kampagne auf dem Plan. Maria Luisa 
Leanza, Projektleiterin bei economie
suisse, präsentierte die politische Aus
gangslage und die Herausforderungen 
und zeigte auf, wie die Kampagne die
sen gerecht wird. Adrian Gröbli, Lei
ter Personenversicherung des SVV, 
zerlegte im Anschluss die haltlosen 
Vorwürfe der linken Parteien und Ge
werkschaften. Mit seinen Antworten 
sind wohl alle für das nächste Podium 
gewappnet. Stellvertretend für die Ju
gendkampagne präsentierte Brenda 
Mäder die Aktionen, die bereits über 
die Bühne gingen und was weiter sei
tens der Jungen, die das Rentenloch 
verhindern wollen, in Planung ist. 

Während des gesamten Anlasses il
lustrierte die Slampoetin Lara Stoll 
mit ihren Texten, wie sich die Welt mit 
der steigenden Lebenserwartung ver
ändert. So teilen sich etwa heute sie
ben Rentner eine Ente, die sie füttern 
dürfen, während es früher noch sieben 
Enten waren, die sich um das Futter 
eines Rentners stritten. Als weitere Il
lustration ging die intensive Diskus
sion beim berühmten «halb gedeck
ten» Rentenkuchen weiter. Dieser war 
zum Glück süsser und bereitete viel 
mehr Freude als die drohenden Löcher 
im Pensionskassensystem der 2. Säule.

Eine grosse Schar von rund 60 Jung
politikern fand sich am Samstag, 
30.  Januar, bei der Swiss Life ein. Das 
Thema zur kommenden Abstimmung 
stiess auf grosses Interesse bei Vertre
tern von Jungfreisinn, JCVP, JSVP, 
Grünliberalen und BDP.

Sandra Hedinger, Leiterin Public 
Affairs bei Swiss Life, begrüsste die 
Jungparteien und führte durch den Se
minartag. Nach der Begrüssung sei
tens der Jungparteien, vertreten durch 
Patricia Mattle, startete das Pro
gramm. 

Ivo Furrer, CEO des Marktes 
Schweiz bei Swiss Life, präsentierte 
in seinem Einstiegsreferat die Frage
stellungen, den Markt und die Heraus
forderungen rund um die 2. Säule. Im 
Anschluss legte Katja Gentinetta, 

stellvertretende Direktorin von Avenir 
Suisse, in ihrem Referat die Situation 
und die Prognosen zur Lebenserwar
tung dar. Sie führte den Zuhörern vor 
Augen, wie die AHV das Risiko der 
demografischen Veränderung und die 
2. Säule jenes des Kapitalmarkts auf
fangen soll. Dieser ursprüngliche Ge
danke wird momentan nicht mehr um
gesetzt, was sich mit Sicherheit die 
meisten Jungpolitiker für ihre weitere 
politische Tätigkeit merkten.

In den Workshops wurden das BVG 
und der Umwandlungssatz von A bis 
Z auseinandergenommen. Die zahlrei
chen Fragen und engagierten Diskus
sionen der Workshopteilnehmer de
monstrierten, wie wichtig es ist, dass 
Politiker in diesen Fragen sattelfest 
sind.

Mein erster Tag als Mitglied der Jungfreisinnigen 
war . . . 
Grandios: Ich besuchte eine Mitgliederversamm
lung der jungfreisinnigen thurgau. Seither bin ich 
politisch zu Hause. 

Meine Motivation für das Amt der Präsidentin ist/
war . . . 
In erster Linie Begeisterung für die Politik und für 
die jungfreisinnigen. Die jfs punkten mit einem 
klaren Fokus darauf, den Leuten Freiheit zu las
sen und nicht bald alle Bereiche auch des Privat
lebens dem Staat zu übergeben, und einer Politik, 
die sich um die nachfolgende Generation küm
mert. Mit vernetzten Kantonen, einem jungen und 
frechen Auftritt und pointierten Aussagen im rich
tigen Moment können wir als Jungpartei viel be
wegen.

Die jungfreisinnigen als Partei zusammenzuhal
ten, weiterzuentwickeln und die Ideen möglichst 
wirksam zu verkaufen, ist eine Herausforderung, die 
ich sehr gerne annehme. 

Im Gegensatz zur FDP kann man bei den Jung-
freisinnigen . . . 
In kurzer Zeit sehr viel Verantwortung übernehmen. 
Dies, weil bei einer Jungpartei Wechsel automatisch 
schneller vonstatten gehen und die Projekte allge
mein von kürzerer Dauer sind. 

Im Gegensatz zu den anderen Jungparteien sind 
die Jungfreisinnigen . . . 
Eine Partei, die in allen Kantonen vertreten ist, die 
Idee der Unisektionen entwickelt hat und pflegt. 
National und in vielen Kantonen sind wir durch 
freche Kampagnen bekannt. Politisch denken wir 
ans Übermorgen und werden nicht müde, immer 
wieder auf die Generationengerechtigkeit hinzu
weisen.

Ich bin überzeugt, die Jungfreisinnigen können in 
Zukunft . . . 
Gewinnen! 

Die Nachwuchsförderung von Seiten der FDP 
sollte . . . 
Ein klares Statement sein, das gelebt wird, wie etwa: 
«Wir trauen den Jungen etwas zu! Unser Nachwuchs 
soll in den nächsten Jahren zu den gewählten Poli
tikern gehören. Auf diesem Weg unterstützen wir 
sie!» 

Brenda Mäder
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Kongress 2010

Luzern als Mekka des Jungfreisinns
Am letzten Februarwochenende verwandelte sich luzern in ein Mekka des Jungfreisinns: Die Jung-
freisinnigen Stadt luzern organisierten mit dem Kongress 2010 die Generalversammlung der Jung-
freisinnigen Schweiz. Es wurde über politische leitlinien bestimmt, ein neues Präsidium gewählt 
und mit FDP-Vertretern sowie Thomas Minder, dem Initianten der Volksinitiative «gegen die Abzo-
ckerei», hochkarätige Gäste empfangen.

Andy Abächerli, JF Stadt Luzern

In einer Zeit, in der es zunehmend 
schwierig wird, Freiheit auszuüben, 
setzten sich über 200 Jungfreisinnige 
das Ziel, liberalen Ideen zum Durch
bruch zu verhelfen. Der Tendenz zu 
Verboten, Moratorien und zum Mora
lisieren soll Einhalt geboten werden. 
Dem Credo «Recht hat wenig Sinn, 
wenn es die Freiheit nicht schützt» 
entsprechend, lehnten die Jungfreisin
nigen die beiden Vorschläge des Bun
desrates zum Gesetz über die Suizid
hilfe ab: Der Entscheid über Leben 
und Tod ist ein höchstpersönlicher und 
darf durch den Staat weder einge
schränkt noch ausgehöhlt werden. 
Weiter legten die Jungfreisinnigen ihre 
künftige Ausrichtung in der inneren 
und äusseren Sicherheitspolitik fest.

Neue Präsidentin an der 
Speerspitze der liberalen Parteien
Die Jungfreisinnigen Schweiz wähl
ten, aufgrund des Rücktritts Lena 
Schnellers, ein neues Präsidium. Ge
wählt wurde mit der Thurgauerin 
Brenda Mäder eine Präsidentin, die 
sich zum Ziel setzt, das Profil der 
Jungfreisinnigen Schweiz zu stärken: 
«Die Jungfreisinnigen sollen die 
Speerspitze der liberalen Parteien blei

ben und gegen staatliche Bevormun
dung und Überregulierung kämpfen. 
Auch die Generationengerechtigkeit 
soll ein Fokus bleiben.» Brenda Mä
der setzte sich durch gegen Philippe 
Nantermod, den Westschweizer Vize
präsidenten. Neben Philippe Nanter
mod wurde als zweiter Vizepräsident 
neu Daniel Consuegra aus BaselStadt 
gewählt. 

Fulvio Pelli:  
«Verdrängen Sie die Alten!»
Nebst Referent Filippo Leutenegger 
erwies FDPPräsident Fulvio Pelli 
dem versammelten Schweizer Jung
freisinn die Ehre. Fulvio Pelli sprach 
sich für eine Verjüngung der Politik 
aus: «Machen Sie den Alten klar, dass 
es ein Ende der Karriere gibt.» Ebenso 
forderte Fulvio Pelli die Jungfreisin
nigen auf, sich einzusetzen für frei
heitliche Ideen, auch wenn diese  
unter Druck geraten seien. Zu einer  
Podiumsdiskussion luden die Jung
freisinnigen den Initianten der «Initi
ative gegen die Abzockerei» Thomas 
Minder und FDPNationalrat Georges 
Theiler. Thomas Minder hatte sich 
zahlreichen kritischen Voten zu stel
len. Seitens der Jungfreisinnigen 
wurde etwa darauf hingewiesen, dass 
die Aktionäre selbst, ohne Hilfe des 

Staates, die Statuten den Forderungen 
der Initiative entsprechend ausgestal
ten könnten.

Liberale Ideen haben Zukunft
Mit einem abwechslungsreichen Rah
menprogramm sorgten die Organisa

toren für das Pflegen der Kamerad
schaft und den freisinnigen Zusam
menhalt. Wenn es überhaupt noch 
eines Beweises bedurfte, lieferte ihn 
der Kongress 2010: Den liberalen 
Ideen gehört die Zukunft.
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Schulden müssen zurückbezahlt werden
Massenproteste, Rentenabbau, drastische Steuererhöhungen – die Rede ist nicht von einem  
Entwicklungsland, sondern von Griechenland. Was hat das aber mit der Schweiz zu tun? Nichts? 
Doch, sehr viel sogar!

Markus Hutter, Nationalrat und 
Vizepräsident FDP.Die Liberalen

Die Entwicklungen in einigen Staaten 
sind beunruhigend. Konjunkturpro
gramme entpuppen sich teilweise als 
gefährlicher Raubbau an der Zukunft: 
Wer über eine Abwrackprämie ein 
neues Auto kauft, wird in den nächs
ten Jahren keines mehr anschaffen. 
Vorgezogener Konsum und Investiti
onen fehlen in der Zukunft. Gleichzei
tig rissen die Konjunkturprogramme 
riesige Löcher in die Haushaltskassen 
der Staaten. Dies führt zu einer noch 
höheren Staatsverschuldung. 

Doch Schulden müssen zurückbe
zahlt werden. Einzelne Staaten wer
den noch über Jahre unter den fatalen 
Konsequenzen leiden. Massiv höhere 
Steuern, drastische Einsparungen und 
ein schmerzlicher Abbau des Sozial
staates sind die logischen Folgen. Das 
unsichtbare Damoklesschwert der 
Schulden bekommt ein reales Gesicht: 
Geld für Bildung oder Infrastruktur 
wird fehlen; in Griechenland wird die 
Mehrwertsteuer über Nacht drastisch 
erhöht und Renten werden gekürzt, 
teilweise fehlt das Geld für Medika
mente. Schon jetzt sind die Auswir
kungen der unverantwortlichen Poli
tik der letzten Jahre sichtbar, und die 
Situation verschärft sich noch weiter. 

Standortqualität misst sich  
an erwarteter Entwicklung
Die Schweiz steht im europäischen 
Vergleich zurzeit hervorragend da. Sie 
kann trotz Krise Schulden abbauen. Es 
wird ein Bundesüberschuss erwirt
schaftet. Das darf aber nicht zur Eu
phorie verleiten. Allein der Bund hat 
noch 111 Milliarden an unbezahlten 
Rechnungen. Das Damoklesschwert 
hängt zwar noch nicht direkt über un
serem Staat, wir dürfen uns aber auch 
nicht in falscher Sicherheit wiegen.

Keine neuen Schulden machen und 
alte Schulden abbauen – dies ist ge
rade für ein kleines, unabhängiges 

Land wie die Schweiz von grösster 
Wichtigkeit. Nur so können wir in Bil
dung investieren, in Infrastrukturpro
jekte, in sichere Sozialwerke – kurz: 
in unsere Zukunft. Dazu braucht es fis
kalische Disziplin und eine klare Ab
fuhr an utopische Forderungen. Die 
Linken haben aber gerade dies noch 
nicht begriffen – im Gegenteil: Mun
ter streben sie einen massiven Ausbau 
der staatlichen Ausgaben an. 

Sie forderten im letzten Jahr 13 Mil
liarden mehr Geld für kurzfristige Pro
jekte und nutzlose Konjunkturstützen. 
Hier gilt es entschieden STOPP zu sa
gen. Solche Forderungen verschlech
tern die finanzielle Situation der 
Schweiz: Neue Schulden sind das Re
sultat. Das darf nicht sein. Schon Key
nes wusste: Die Standortqualität eines 
Landes misst sich nach der erwarteten 
Entwicklung. Und die Standortquali
tät würde bei höheren Schuldendienst 
und bankrotten Sozialwesen ins Bo
denlose sinken. So schliesst sich der 
Kreis: Gesunde Finanzen sind ein 
wichtiger Faktor für den Werkplatz 
Schweiz, denn nur so kann seine 
Standortqualität garantiert werden.

Massnahmen und Aktionen
Die FDP kämpft gegen unverantwort
liche Ausgabenpolitik und leistet so 
einen wichtigen Beitrag für den Werk
platz Schweiz. Bereits im Januar 2010 
wurde auf die Verschwendungspolitik 
der SP aufmerksam gemacht. Dabei 
stellt die FDP ihre drei Säulen einer 
verantwortlichen Politik vor:

1. Konsolidierung des Bundeshaus
halts durch Einsparungen von 2,5 Mil
liarden jährlich ab 2011 sowie konkre
tes Anpacken der Aufgabenverzichts
planung.

2. Verbesserung der Schweizer 
Standortqualität durch die Vereinfa
chung und Senkung der Steuern, da
mit mehr Arbeitsplätze geschaffen und 
die Staatskasse gefüllt werden kann. 
Stichworte sind: MehrwertsteuerEin
heitssatz von 5,5%, Steueranreize für 

Gebäudesanierungen, Abschaffung 
der Stempelsteuer. Vor dem Hinter
grund, dass andere Nationen in den 
kommenden Jahren ihre Steuern mas
siv erhöhen müssen, kann die Schweiz 
mit einfacheren und tiefen Steuern 
ihre Standortqualität weiter verbes
sern und dem Werkplatz die nötigen 
Vorteile für den internationalen Wett
bewerb verschaffen.

3. Konsequente Reform der Sozial
werke, deren Fehlanreize gerade auch 
für Personen aus dem Ausland abzu
schaffen sind. Das betrifft eine 
11.  AHVRevision ohne Giesskannen
Abfederung, ALVReform gemäss Na
tionalrat sowie rasche 6. IVRevision 
samt erweiterter Bekämpfung v.a. im 
Ausland missbräuchlich bezogener 

Renten. Nur mit solchen Massnahmen 
kann verhindert werden, dass neue 
Schulden in den Sozialwerken entste
hen und die bereits vorhandenen noch 
weiter wachsen. Sonst droht in Zu
kunft der Kollaps.

Neben dieser Dreisäulenpolitik hat 
sich die FDP auch dafür entschieden, 
weiterhin sowohl auf die ausufernden 
Forderungen der SP aufmerksam zu
machen als auch der Öffentlichkeit die 
Zusammenhänge der Staatsverschul
dung näherzubringen. Hierzu werden 
wir neue Wege beschreiten und die Be
völkerung direkter ansprechen. Wir 
freuen uns schon jetzt, Ihnen das Pro
jekt «Stopp den Panzerknackern» in 
den kommenden Monaten im Detail 
vorzustellen.

Das hochverschuldete Griechenland ist auf jeden Euro angewiesen. BIlD: KEySTONE
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Ausschaffungsinitiative 

Probleme lösen oder wahlkampfsuppe kochen?
Für die FDP ist klar: Ausländer, die in unserem land eine schwere Straftat begehen, haben keinen 
Anspruch auf Gastrecht mehr – sie gehören ausgeschafft. Die Ausschaffungsinitiative ist jedoch ein 
untaugliches Mittel. unsere Partei hat darum im Ständerat erfolgreich einen direkten Gegenvor-
schlag lanciert, welcher die Mängel der Initiative bereinigt. 

Rolf Büttiker, 
Ständerat FDP.Die Liberalen Solothurn

Die Ausschaffungsinitiative wurde vom Parlament 
als zulässig erklärt. Doch damit sind die Probleme 
der Initiative noch nicht gelöst, denn sie ist unaus
gereift. Insbesondere ihre Umsetzung kann weiter
hin zu einem Konflikt mit dem Völkerrecht führen. 
Klar ist aber, dass wir an das Völkerrecht, speziell 
an das sogenannt zwingende, gebunden sind. An 
diese Vereinbarungen wollen und müssen wir uns 
halten. Die Ausschaffung krimineller Ausländer ist 
im Kern richtig. Aus diesem Grund hat sich FDP.
Die Liberalen für einen direkten Gegenvorschlag 
entschieden.

Völkerrechtskonform und griffig
Gegen das Anliegen an sich lässt sich nichts einwen
den. Im Gegenteil: Ausländer, die kriminell sind, 
verwirken ihr Gastrecht. Die Konsequenz ist die 
Ausschaffung. Das ist weder unsolidarisch noch un
moralisch. Unser Gastrecht verlangt von fremden 
Menschen einen gewissen Anstand und Respekt vor 
den Gesetzen der Schweiz. 

Der Gegenvorschlag der FDP bewirkt die Aus
schaffung krimineller Ausländer, ist jedoch völker
rechtskonform. Zudem ist der Deliktkatalog besser, 
vollständiger und differenzierter. Zukünftig wird 
ausgeschafft, wer einen Mord, eine vorsätzliche Tö
tung, schwere Körperverletzung, Vergewaltigung, 
qualifizierten Raub, Geiselnahme, Menschenhan
del, schweren Verstoss gegen das Betäubungsmit
telgesetz, ein schweres Vermögensdelikt, schweren 
Sozialhilfe und Sozialleistungsmissbrauch, Brand
stiftung oder eine andere mit einer Freiheitsstrafe 
nicht unter einem Jahr bedrohte Tat begangen hat. 
Neben diesem Katalog erwähnt der Gegenvorschlag 
explizit die Konformität mit dem Völkerrecht und 
der Verfassung – für die FDP kommt nur ein solcher 
Vorschlag in Frage. Und drittens hat der Ständerat 
die liberale Forderung nach Integrationsbestimmun
gen im Verfassungsartikel übernommen. 

Entscheidung im Sommer
Nach den mit der Unterstützung der CVP erfolgrei
chen Beratungen in der zuständigen Kommission 
im Ständerat und im Plenum der kleinen Kammer 
ist nun der Nationalrat am Zug. Hier wird sich zei

gen, welche Ziele die einzelnen Parteien wirklich 
verfolgen. Als Erstes ist die SVP gefordert. Mit dem 
direkten Gegenvorschlag liegt eine bessere Lösung 
auf dem Tisch: Will die SVP die Probleme mit kri
minellen Ausländern rasch und effektiv lösen, muss 
sie jetzt ihre mangelhafte Initiative zurückziehen. 
Auf der anderen Seite kann die SP über ihren Schat

ten springen und die vernünftige Regelung unter
stützen.

Im Sommer werden die Karten im Nationalrat auf 
den Tisch gelegt. Dann sehen wir, welche Parteien 
an Lösungen für unsere Schweiz mitarbeiten wol
len und wer wieder einmal bloss seine eigene Wahl
kampfsuppe kocht.

Die FDP setzt sich erfolgreich für griffige Massnahmen gegen kriminelle Ausländer ein. BIlD: KEySTONE
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Steuerstreit

Staatsklage gegen Deutschland
Weshalb der Kauf von gestohlenen Bankdaten keine Schule machen darf

hof zu gelangen. Dieser soll klären, 
wie wir künftig als Nationen mitein
ander umgehen sollen. Mit einer Inter
pellation forderten wir vor zwei Wo
chen den Bundesrat auf, eine Staats
klage gegen Deutschland einzureichen,
–  wegen Verletzung der UnoCharta 
–  wegen Verletzung der UnoMen

schenrechtspakte I und II
–  wegen Verletzung des Strafrechts

übereinkommens
–  wegen Verletzung des Doppelbe

steuerungsabkommens
–  wegen Verletzung des Europäischen 

Rechtshilfeabkommens
Auch eine schwere Wirtschaftskrise 

und leere Staatskassen rechtfertigen 
das Verhalten Deutschlands in unseren 
Augen nicht. 

Bundesrat Merz stärken
Nach der Frühlingssession kommt der 
Zeitpunkt für eine erste Zwischen
bilanz: Die Interpellation wurde von 
insgesamt 71 Parlamentariern aus der 
FDP und anderen Parteien unterzeich
net und eingereicht. Dies ist ein 
grosser Erfolg. Es zeigt sich: Dies ist 
ein parteiübergreifendes Anliegen.

In Deutschland gibt es zusätzliche 
Unterstützung: So hat im Vorfeld be
reits der Vorstand der Berliner Straf
verteidiger erklärt, dass der Kauf der 
DatenCD illegal sei. Auch der Minis

terpräsident BadenWürttembergs, 
Stefan Mappus (CDU), hat den Kauf 
aus rechtlichen Bedenken abgelehnt.

Währenddessen legt sich Bundesrat 
Leuenberger quer: Er erklärte, dass der 
Bundesrat das Anliegen der Interpel
lation nicht teilt. Hier stellt sich die 
Frage, wie er die Meinung des Ge
samtbundesrats kennen kann, wenn 
das Geschäft noch gar nicht auf der 
Traktandenliste des Bundesrates ge
standen hat. Die Regierung hatte noch 
gar nicht die Möglichkeit, eine solche 
Staatsklage genau zu prüfen. Doch ge
rade für sie ist die Umsetzung dieser 
Interpellation von grossem Nutzen, 
denn sie stärkt die Position von Bun
desrat Merz in den bevorstehenden 
Verhandlungen. 

Auch die Bevölkerung kann das 
Anliegen aktiv unterstützen: Eine E
Petition, welche jede Frau und jeder 
Mann unterzeichnen kann, ist unter 
www.staatsklage.ch verfügbar.

Doris Fiala, Nationalrätin (ZH), und 
Dr. Vera Delnon, Rechtsanwältin 
(ZH)

Deutschland gab im Jahr 2008 öffent
lich bekannt, es habe für den Erwerb 
von illegal erlangten Steuerdaten aus 
Liechtenstein 4,2 Mio. Euro bezahlt. 
Wenige Tage später riefen deutsche 
Regierungsvertreter zum Kampf ge
gen die «Steueroase Schweiz» auf  
und luden Bankangestellte ein, auch 
schweizerische Bankkundendaten 
über deutsche «Steuerhinterzieher» zu 
melden, es bestehe ein «massives In
teresse». Darin liegt eine Aufforde
rung zur Begehung von schweren 
Straftaten gegen Bezahlung von Be
stechungsgeldern – u.a. Spionage
delikte bzw. Staatsschutzdelikte wie 
Wirtschaftlicher Nachrichtendienst 
und verbotene Handlungen für einen 
fremden Staat.

Eine Person aus der Schweiz hat 
den deutschen Behörden daraufhin il

legal erlangte Bankkundendaten für 
2,5 Mio. Euro ausgeliefert. Gemäss ei
genen Angaben soll Deutschland be
reits den Ankauf weiterer gestohlener 
Bankdaten prüfen. Diese Daten wer
den – wie seit der Liechtensteiner 
SteuerdatenAffäre bekannt – für die 
Eröffnung und Durchführung von 
Steuerstrafverfahren gegen Steuer
pflichtige in Deutschland verwendet. 
Deutsche Regierungsvertreter halten 
ihr Vorgehen für zulässig, während die 
Schweiz gegen die massiven Rechts
verletzungen vorgeht. Möglich ist u.a. 
eine Staatsklage, d.h. eine Klage der 
Schweiz gegen Deutschland beim In
ternationalen Gerichtshof (IGH) in 
Den Haag wegen mehrfacher Verlet
zung des Völkerrechts.

Interpellation eingereicht
Eine namhafte Zahl von Freisinnigen, 
nationale und kantonale Vertreter und 
Vertreterinnen, setzen sich nun dafür 
ein, an den Internationalen Gerichts

Doris Fiala Vera Delnon

Die Streitigkeiten zwischen Deutschland und der Schweiz müssen geklärt werden.  
 BIlD: KEySTONE
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FDP intern

Neue Mitarbeiter 

neue Köpfe im Generalsekretariat
Die Wahl Didier Burkhalters in den Bundesrat 
bewirkt Personalwechsel in der Parteizentrale

Der im September gewählte Bundes
rat Didier Burkhalter vertraut auf be
währte Mitarbeiter des Generalsekre
tariates. So hat er bereits im letzten 
Jahr den bisherigen Kommunikations
chef Damien Cottier und den Frak
tionssekretär Jon Fanzun zu persönli
chen Mitarbeitern berufen. Auch Phi
lipp Gubler (politischer Sekretär) und 
Samuel Lanz (Mitarbeiter Kommuni
kation) wechseln in die Verwaltung. 
Wir danken allen ganz herzlich für Ih
ren Einsatz!

Ein weiterer Romand
Auf die Position des Kommunika
tionschefs rückt der bisherige Pres
sesprecher Noé Blancpain nach. Seit 
dem 1. April ist Julien Chavaz neuer 
Fraktionssekretär der FDPLibera
len. 

Der in VillarssurGlâne (FR) 
wohnhafte Romand ist 27 Jahre alt. Er 
absolvierte ein Studium in Agrar und 
Ressourcenökonomie an der ETH Zü
rich. Seit Februar 2008 war Chavaz 
wissenschaftlicher Mitarbeiter im 
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO. 
Er ist zudem seit 2006 Vizepräsident 

der FDP.Die Liberalen des Kantons 
Freiburg. 

Iris Alexandra Grob stiess als neue 
politische Sekretärin zu uns. Sie stu
dierte an der Universität Zürich Wirt
schaft und hat bei Avenir Suisse und 
economiesuisse in Brüssel erste Er
fahrungen gesammelt. Als neuer po
litischer Sekretär konnte zudem Luc 
Bastian gewonnen werden. Der 
Waadtländer studierte Recht in Bern 
und arbeitete als parlamentarischer 
Assistent von Nationalrat Claude 
Ruey. 

Verstärkung  
für die Kommunikation
Ausserdem stiess Luzius Müller als 
neuer Webmaster und Nachfolger von 
Jürg Burkhalter zur FDP. Das ITAll
roundtalent arbeitete zuletzt im Gene
ralsekretariat des Eidgenössischen 
Departements des Inneren. Mit dem 
Praktikanten Arnaud Schaller, der im 
Herbst sein Kommunikationsstudium 
in Freiburg abschliessen wird, konnte 
die FDP zudem eine kompetente Un
terstützung für die Kommunikation in 
der Romandie gewinnen. 

Regierungsreform

Stärkere Führung im und durch den Bundesrat erwünscht
Das am 15. März der Öffentlichkeit vorgestellte Positionspapier fasst den seit Jahren immer wieder 
manifestierten Willen der FDP.Die Liberalen zur Erneuerung unserer Staatsleitung zusammen. 

auf 2 Jahre, verbunden mit einer Wie
derwahlmöglichkeit, vor. Während 
sich nämlich für die Innenpolitik das 
Prinzip des «primus inter pares» 
grundsätzlich bewährt hat, reicht es für 
die Aussenpolitik nicht mehr. Die 
Bundespräsidentin bzw. der Bundes
präsident muss im Ausland als solche 
bzw. als solcher wahrgenommen wer
den können. Der Aufbau persönlicher 
Beziehungen und die Kontinuität der 
aussenpolitischen Arbeit sind ange
sichts der zunehmenden Verflechtun
gen mit dem Ausland unabdingbar. 
Deshalb machen wir auch den Vor
schlag, das Bundespräsidium jeweils 
mit der Führung des Departementes 
des Äussern zu verbinden. 

Als relativ «revolutionäres» Ele
ment schlagen wir zudem vor, dass die 
Kompetenzen des Bundespräsidiums 
insofern zu erweitern sind, als ihm ein 
Koordinations und Weisungsrecht in 
Verfahrensfragen gegenüber seinen 
Kollegen zuzugestehen ist, welches 
der Umsetzung einer strategischen Re
gierungspolitik dienen müsste. Das 
Weisungsrecht umfasst keine materi
ellen politischen Entscheide, sondern 
soll die Möglichkeit des «AgendaSet
tings» zulassen. Die Festlegung der 
prioritären Geschäfte und einer aufei
nander abgestimmten Kommunikation 
sind unseres Erachtens dringend not
wendig, um den Bundesrat als einheit
liches und in strategischen Fragen ge
eintes Kollegium und nicht als Gruppe 
von sieben Departementsvorstehern 
auftreten zu lassen. 

Die am 25. März vom Bundesrat 
vorgestellte Staatsleitungsreform geht 
weniger weit. Sie sieht zwar auch das 
zweijährige Bundespräsidium vor und 
will ähnlich wie wir auch zusätzliche 
Staatssekretäre zur Entlastung der De
partementsvorsteher zulassen. Das 
Projekt des Bundesrates nimmt jedoch 
leider die Möglichkeit der Wiederwahl 
des Bundespräsidiums für eine zweite 
zweijährige Periode und vor allem 
auch dessen Führungskompetenz in

nerhalb des Kollegiums nicht auf. Ein 
zweijähriges Bundespräsidium bringt 
aber nur dann im Sinne einer verbes
serten strategischen Führung Fort
schritte, wenn es eben über die ge
nannten Kompetenzen verfügen kann. 
Sonst bleibt es einfach 2 Jahre lang 
beim heutigen Zustand, in welchem 
jedes Exekutivmitglied in seinen de
partementalen Strukturen und Vorstel
lungen haften bleibt. 

Volkswahl: Sprengstoff  
für die Kollegialität
Einig sind wir mit dem Bundesrat wie
derum darin, dass eine Erweiterung 
des Kollegiums dessen Führung ohne 
noch stärkere Ausrichtung auf das 
Bundespräsidium schwieriger machen 
und damit der hinter unseren Vorschlä
gen steckenden Absicht schaden 
würde. Mit dem Bundesrat sind wir 
uns weiter einig, dass eine Volkswahl 
des Bundesrates schlecht wäre, weil 
eine solche die persönliche Profilie
rung im Wahlkampf erfordert und da
mit Sprengstoff für die spätere kolle
giale Zusammenarbeit wäre. Ferner 
hätte eine Volkswahl zwangsläufig den 
Hang zum Populismus zur Folge. Ei
nen quasi ständigen Wahlkampf kön
nen wir uns aber in Anbetracht der 
zahlreichen auf strategischer Ebene zu 
lösenden Probleme nicht leisten.

Kurt Fluri, Nationalrat und 
Stadtpräsident, Solothurn

Primär geht es uns dabei um eine Stär
kung der politischen Führung. Die 
Steigerung der Handlungsfähigkeit 
unserer Regierung und der Konkor
danz wird zum zentralen Gebot – sie 
wird in der Öffentlichkeit nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit der Finanz 
und Wirtschaftskrise vehement gefor

dert. Durch eine Reform soll die Re
gierung ohne dauernde operative 
Überlastung der strategischen Regie
rungspolitik im Sinne von Art. 180 un
serer Verfassung Vorrang vor der De
partementspolitik einräumen können. 

Kontinuität in der Aussenpolitik
Zu diesem Zweck schlagen wir eine 
Verstärkung des Bundespräsidiums 
durch die Verlängerung der Amtsdauer 

Werben Sie 
im «Schweizer Freisinn»!

Inserieren Sie im «Schweizer Frei-
sinn». Mit einer Anzeige erreichen 
Sie zielgenau ein ganz besonderes 
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deutschen Schweiz.
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HARMONIE

Dieses Zeichen garantiert frische, biologische Produkte aus
nachhaltigem Anbau. Mit unserem Bio-Programm fördern wir
eine naturnahe Landwirtschaft mit ausschliesslich natürlichen
Hilfsstoffen und sanftem, vorbeugendem Pflanzenschutz.
So entstehen schmackhafte Produkte im Einklang mit der Natur.
Mehr zu Bio finden Sie unter migros.ch


